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Rechtsextremismus in Sachsen –  
einige einleitende Bemerkungen
von Achim Wesjohann, bearbeitet und aktualisiert von Stefanie Gruner
Das Ende einer Illusion
Die Worte des ehemaligen sächsischen Ministerpräsidenten Kurt Biedenkopf aus dem 
Jahr 2000, die Sachsen hätten sich „als völlig immun“ gegenüber den „rechtsradika-
len Versuchungen“ erwiesen, sind berühmt-berüchtigt.1 Diese Auffassung bekräftigt 
Biedenkopf noch einmal 20152 und erklärte, dass der Rechtsextemismus von West-
deutschland importiert sei und auch viele der Täter der Ausschreitungen von Heide-
nau und anderer rechtsextremistischer Übergriffe und Vorfälle nicht aus dem sächsi-
schen Umfeld kämen. Diese These konnte jedenfalls bei den wenigen bisher wegen 
dieser Vorfälle verurteilten Tätern nicht bestätigt werden.
Außer von Biedenkopf scheint diese Auffassung spätestens seit dem erstmaligen 
Einzug der rechtsextremistischen NPD in den Sächsischen Landtag im Jahr 2004 auch 
von konservativen Kreisen kaum noch aufrecht erhalten zu werden. Allerdings hat 
die Sächsische Landesregierung auch 2016 und 2017 noch erhebliche Probleme, die 
Zustände in Sachsen klar zu benennen und entsprechende Maßnahmen dagegen 
einzuleiten. Noch immer wird jeder Kritiker der Verhältnisse in Sachsen ohne Ausei-
nandersetzung mit der konkreten Kritik als Nestbeschmutzer diffamiert.
Die Auseinandersetzung mit der NPD wurde von Seiten der Länder und insbesondere 
auch von Sachsen hauptsächlich über den Weg des Verbotes versucht. Trotz großer 
Bedenken starteten die Bundesländer einen zweiten Anlauf zu einem NPD-Verbots-
verfahren, nachdem das erste an formalen Mängeln (V-Leute) gescheitert war. Die 
Erfolgsaussichten des zweiten Verfahrens wurde von Anfang an von vielen Juristen 
sehr kritisch beurteilt. Am 17. Januar 2017 wurden diese Befürchtungen bestätigt, 
indem das Bundesverfassungsgericht ein NPD-Verbot ablehnte. 
Hier der Leitsatz dieser Entscheidung:
„Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) vertritt ein auf die Beseitigung 
der bestehenden freiheitlichen demokratischen Grundordnung gerichtetes politisches 
Konzept. Sie will die bestehende Verfassungsordnung durch einen an der ethnisch defi-
nierten „Volksgemeinschaft“ ausgerichteten autoritären Nationalstaat ersetzen. Ihr 
politisches Konzept missachtet die Menschenwürde und ist mit dem Demokratieprinzip 
unvereinbar. Die NPD arbeitet auch planvoll und mit hinreichender Intensität auf die 
Erreichung ihrer gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichteten Ziele 
hin. Allerdings fehlt es (derzeit) an konkreten Anhaltspunkten von Gewicht, die es möglich 
erscheinen lassen, dass dieses Handeln zum Erfolg führt, weshalb der Zweite Senat des 
1 Interview mit der Sächsischen Zeitung, 28.9. 2000.
2 Leipziger Volkszeitung, 21.09.2015.
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Verfassungswidrigkeit und Auflösung der NPD und ihrer Unterorganisationen (Art. 21 
Abs. 2 GG) mit heute verkündetem Urteil einstimmig als unbegründet zurückgewiesen 
hat.“
Trotz der Niederlage des Bundesrates vor dem Bundesverfassungsgericht lohnt die 
Lektüre der Urteilsbegründung. Immerhin wird der NPD die Verfassungsfeindlichkeit 
und die Wesensverwandtschaft mit dem Nationalsozialismus bescheinigt, konkrete 
Zusammenhänge zwischen NPD und Gewalt benannt und nicht zuletzt die relative 
Bedeutungslosigkeit der Partei bestätigt.
Man könnte es tatsächlich als Erfolg sehen, dass die rechtsextreme NPD bei den Land-
tagswahlen 2009 zunächst deutlich geschwächt und nach den Wahlen 2014 endgültig 
aus dem Sächsischen Landesparlament gewählt wurde. Schaut man jedoch genauer 
hin, ist die Schwäche der NPD nicht mit einer Schwäche des Rechtsextremismus zu 
verwechseln. Zum einen bestanden und bestehen weiterhin rechtsextremistische 
Kameradschaften, denen die NPD noch viel zu gemäßigt war und ist. Daneben gibt 
es neue Gruppierungen und Zusammenschlüsse wie die „Identitäre Bewegung“, die 
Partei „Die Rechte“ oder die in weiten Teilen rechtsextremistische „Reichsbürgerbewe-
gung“. Auf der anderen Seite kam zur Landtagswahl 2014 eine neue politische Kraft 
ins Spiel, die zumindest rechtspopulistisch auftrat und auf diese Art ein erhebliches 
Wählerpotential mobilisieren konnte und weiterhin kann, die AfD.
Aktuell ist das Bundesland Sachsen mit dem Problem des Rechtsextremismus enger 
verknüpft als je zuvor. Dies hat seine Ursache auch darin, dass es über Jahre hinweg 
und teilweise bis heute hartnäckig geleugnet wird.
„Rechtsextremismus“ – ein problematischer Begriff
KritikerInnen wenden sich gegen die Verwendung des Begriffs „Rechtsextremismus“, 
weil ihm eine wirklichkeitsfremde Vorstellung oder gar Theorie des Extremismus 
zugrunde liege.
In der Tat bedarf der Begriff des Rechtsextremismus mindestens der kritischen 
Reflexion: Die Vorstellung, dass Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Antisemitismus, 
andere Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und antidemokratische 
Ressentiments lediglich eine Angelegenheit des „Randes“ der Gesellschaft sei, die 
„Mitte“ hingegen mit dergleichen nicht behaftet seien, ist falsch. Um den mehr oder 
weniger organisierten Rechtsextremisten den Nährboden zu entziehen, bedarf es 
der Stärkung von Toleranz und demokratischem (Selbst-)Bewusstsein gerade auch in 
der „Mitte der Gesellschaft“. Es bedarf nicht nur eines „Kampfes“ gegen „Extremisten“, 
sondern noch viel mehr der besseren Verankerung der Werte des Grundgesetzes (und 
der Verfassung des Freistaates Sachsen) in der Bevölkerung, also das Bekenntnis dazu, 
dass alle (!) Menschen gleich an Würde sind, sie selbstbestimmt leben und an der 
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Gestaltung des Gemeinwesens beteiligt werden sollen.3 Und es bedarf eben auch in 
den Kommunen des Bewusstseins für die Notwendigkeit demokratischen Handelns.
Intoleranz und Demokratiefeindlichkeit gilt es zu widersprechen, auch wenn sie in 
der so genannten „Mitte der Gesellschaft“ in Erscheinung treten4. Gleichwohl muss 
auch denjenigen begegnet werden, die aktiv entsprechende Ideologien propagieren 
bzw. Andersdenkende und AusländerInnen tätlich angreifen. Antidemokratische und 
menschenfeindliche Einstellungen sind nicht auf Neo-Nationalsozialisten beschränkt, 
weshalb ein weiterer Begriff wie „Rechtsextremismus“ sinnvoll sein kann – jedoch nur 
dann, wenn vermieden wird, diese Einstellungen lediglich zum „extremen“ Randphä-
nomen zu erklären...
Grundzüge rechtsextremer Ideologie
von Miro Jennerjahn und Achim Wesjohann 
(bearbeitet und aktualisiert von Stefanie Gruner)
Dieses Kapitel befasst sich in der Originalfassung mit den Grundzügen der Ideologie 
der NPD. Es lässt es sich aber weitgehend auf andere rechtsextreme Gruppierungen 
übertragen. Aus diesem Grund haben wir uns entschieden, es auch in diese Auflage 
wieder aufzunehmen, da die grundlegenden Argumentationsmuster die gleichen 
bleiben werden, selbst wenn die NPD an Bedeutung verloren hat bzw. die rechtsextre-
me Landschaft unübersichtlicher geworden ist. Es wird in der Neufassung an einigen 
Stellen auch auf die AfD verwiesen, wenn diese in Programm oder Äußerungen von 
einzelnen Vertretern dazu Anlass gibt.
Argumentationsmuster
Grundlage jedes rechtsextremen Weltbildes und jeder rechtsextremen Argumenta-
tion ist die Schaffung von Feindbildern. Rechtsextreme Ideologie bietet keine posi-
tiven Werte, die für sich alleine stehen können, sondern funktioniert immer nur in 
Abgrenzung zu als negativ wahrgenommenen Erscheinungsformen. Wichtig ist, dass 
es nicht um Gegnerschaft, sondern um Feindschaft geht. Bei einem Gegner geht es 
um Konkurrenz, bei einem Feind um Vernichtung. Damit ist ein gewalttätiger Denkan-
satz grundsätzlicher Bestandteil des Rechtsextremismus, auch wenn dies nicht immer 
in die Tat umgesetzt wird. 
Vor diesem Hintergrund ist es nicht schwer ein grundlegendes Argumentationsmus-
ter zu entdecken, das jeder rechten Propaganda inne wohnt. Dieses folgt immer dem 
Dreischritt Problembenennung, Feindbenennung, Selbstinszenierung.
3 Eine weitere Schwachstelle des Extremismus-Begriffs ist die Tatsache, dass oft suggeriert wird, dass der „Linksextremismus“ ein dem Rechtsextremismus 
vergleichbares Problem sei. Gerade in Sachsen gibt es aber keine Entsprechung zur Menschenverachtung und Gewaltbereitschaft der Neonazis.
4 Vgl. hierzu auch: Oliver Decker / Johannes Kiess / Elmar Brähler; Die enthemmte Mitte – Die Leipziger Mitte-Studie 2016
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ausgemachten gesellschaftlichen Problems. Dies wird jedoch nicht sachlich analysiert, 
sondern zu einem umfassenden Bedrohungs- und Untergangsszenario aufgebauscht 
und hat damit keinen Bezug mehr zur politischen Realität. Die Probleme werden so 
dargestellt, als seien sie bewusst herbei geführt, um das deutsche Volk zu unterdrü-
cken. So heißt es etwa im Aktionsprogramm der NPD: „Die Volksgemeinschaft wurde 
in der BRD zerstört. An ihre Stelle trat eine Ansammlung von Individuen mit egoistischen 
Zielen. […] Obdachlosigkeit wird zum Massenphänomen. […] Die Vereinzelung und Sinn-
entleerung treibt die Zahl der Rauschgiftabhängigen in immer neue, schwindelerregende 
Höhen. […] Die Zerstörung von Werten greift immer weiter um sich.“ Auch in der Jugend-
propaganda konzentriert sich die NPD auf Endzeitszenarien. In der zweiten Ausgabe 
der von der JN herausgegebenen Schülerzeitung perplex heißt es: „Die Regierenden 
haben unser Land heruntergewirtschaftet. Unser Volk muß einen Niedergang sonderglei-
chen erleben. Die deutsche Jugend sieht einer düsteren Zukunft entgegen. […] Tatsäch-
lich haben uns die Polit-Bonzen nichts mehr zu sagen. Sie machen sich nur wichtig und 
kassieren ihre dicken Diäten – dafür, daß sie die Knechte des Kapitals sind und das Volk mit 
ihrem Geschwätz ruhigstellen.“
Im zweiten Schritt wird die vermeintliche Ursache für die Probleme benannt. Auch 
hier gibt es keine konkreten Aussagen. Pauschal werden die Ursachen in „dem 
System“, „den Medien“, „den Ausländern“, etc. ausgemacht.
Der dritte Schritt beinhaltet die Selbstinszenierung der NPD als einzige Kraft, welche 
die genannten Probleme lösen kann, weil sie nicht tragender Bestandteil des 
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herrschenden parlamentarischen Systems ist, sondern dieses zu überwinden trachtet. 
Dabei stellt sich die NPD z. B. als einzig wahrhaft demokratische Kraft oder als einzige 
Interessenvertreterin des deutschen Volkes dar.
Zielsetzung der NPD ist es, die BRD und das Grundgesetz als Ursache aller Übel zu 
identifizieren und deren Überwindung durch die NPD argumentativ vorzubereiten. 
Dahinter verbirgt sich ein grundsätzlicher Angriff auf Demokratie, Rechtsstaatlichkeit 
und Menschenrechte. 
Abgeschwächt ist dieses Argumentationsmuster auch bei der AfD zu finden. Schon 
im Namen „Alternative für Deutschland“ oder dem gern verwendeten Spruch „Mut 
zur Wahrheit“ finden sich diese Ansätze. Allerdings bekennt sich die AfD zumindest 
in ihrem Grundsatzprogramm noch zur freiheitlich demokratischen Grundordnung. 
Einzelne AfD-Vertreter testen jedoch gern aus, wie weit sie solche Argumentationen 
treiben können, um später wieder zurück zu rudern.
Rassismus
Eng verbunden mit der Ideologie der Ungleichheit der NPD ist ihr Rassismus. In der 
Außendarstellung der NPD herrschen dabei nicht so sehr Reden von „höher-“ und 
„minderwertigen“ Menschen vor. Vielmehr steht im Mittelpunkt die Volksgemein-
schaft, bei der Menschen nicht als Individuen, sondern ausschließlich in ihrer Zuge-
hörigkeit zu einem Volk wahrgenommen werden. Dabei kann ein Mensch nicht frei 
entscheiden, in welchem Land er leben, welche Staatsangehörigkeit er annehmen 
möchte. Über die Zugehörigkeit zur Volksgemeinschaft entscheiden demnach 
Abstammung, Geschichte, Sprache und Kultur. In einer Schulungsbroschüre der 
NPD heißt es dazu: „Angehörige anderer Rassen bleiben deshalb körperlich, geistig und 
seelisch immer Fremdkörper, gleich, wie lange sie in Deutschland leben, und mutieren 
durch die Verleihung bedruckten Papiers nicht zu germanischstämmigen Deutschen.“ 
Damit beansprucht die NPD die Deutungshoheit für sich zu entscheiden, was 
„deutsch“ und was Kultur ist.
Alles Fremde wird in dieser Sicht als Bedrohung der Gemeinschaft dargestellt, weil 
Kultur als etwas Starres verstanden wird, das sich nicht verändern darf. Jeder kulturelle 
Wandel wird daher nicht als Veränderung begriffen, sondern als Bedrohung und Verfall. 
Die Logik der NPD begründet ein System der Apartheid, in dem jeder von Ausgren-
zung und Abschiebung bedroht ist, der nicht in das Weltbild der NPD passt. In einer 
Schulungsbroschüre klingt daher auch eine recht unverhohlene Drohung mit: „Die 
Mischlinge, die deutsch-nichteuropäischen Beziehungen entstammen, werden das sich 
renationalisierende Deutschland über kurz oder lang freiwillig verlassen, weil ihnen der 
nationale Klimawandel nicht passt. Sie werden sich ‚Heimatländer’ suchen, in denen es keine 
einheitliche Volkssubstanz gibt, in denen die Durchrassung unumkehrbar ist und die damit 
verbundene ethno-kulturelle Entwurzelung und Bindungslosigkeit allgegenwärtig ist.“
Nicht Mündigkeit und die Fähigkeit selbst zu entscheiden stehen also bei der NPD 
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im Vordergrund, sondern unentrinnbares Schicksal, welchem die Menschen ausge-
liefert sind.
Demokratieverständnis
Zur Selbstinszenierung der NPD gehört auch, sich als demokratische Partei darzustel-
len, wie auch schon der Parteiname verdeutlicht. Das Grundgesetzt der Bundesrepu-
blik Deutschland benennt Freiheit und Gleichheit jedes Menschen als zentrale Werte. 
Jeder Mensch hat hier unveräußerliche Rechte, die vom Staat geschützt werden und 
von diesem nicht ohne weiteres eingeschränkt werden dürfen.
Diese Wertvorstellungen werden von der NPD systematisch bekämpft. Im Mittelpunkt 
steht hier nicht der selbstbestimmte Mensch, sondern die Volksgemeinschaft, der sich 
der Einzelne bedingungslos unterzuordnen hat. Dieser kann man nicht einfach beitre-
ten, sondern gehört ihr schicksalhaft durch Abstammung an. Anspruch auf staatliche 
Leistungen und Unterstützung haben nur die Menschen, welche der Volksgemein-
schaft angehören.
Im Mittelpunkt der NPD-Propaganda steht somit eine Ideologie der Ungleichheit und 
Ungleichwertigkeit der Menschen. Im Politischen Lexikon der NPD hört sich das so an: 
„Ursprung der Ideologie der Gleichheit ist der Neid auf Tüchtigere bzw. der dumpfe Zusam-
menhalt der Nullen gegen die Zahlen.“ Anders formuliert: Du bist was du leistet. Kannst 
du nichts leisten, hast du leider Pech gehabt!
Das ist das genaue Gegenteil einer sozialen Gesellschaft. Die Selbstdarstellung der 
NPD als Partei, die sich um sozial schwache Menschen kümmert, entpuppt sich als 
reine Wahlkampfpropaganda.
So verwundert es auch nicht, dass es der NPD – anders als behauptet – nicht darum 
geht, dem Volk in der Demokratie mehr Rechte einzuräumen, sondern einen autoritä-
ren Staat zu errichten, der von einer kleinen Minderheit beherrscht wird. Noch einmal 
das Politische Lexikon der NPD: „Erst die Beimengung eines aristokratischen Elementes 
macht die Demokratie lebensfähig. Fehlt dieses Element so läuft sie Gefahr, an der Unkul-
tur der Massen zugrunde zu gehen.“ Im Kern der Weltanschauung der NPD steht also die 
allumfassende Verachtung der Menschen, deren Interessen sie zu vertreten vorgibt.
Geschichtsverdrehung
Es gehört zu den Glaubensätzen jedes Rechtsextremisten, dass er glaubt, sein Land 
werde schon immer von außen bedroht und sei schon immer Opfer anderer Länder 
gewesen. Dies propagiert also zwangsläufig auch die NPD!
Eigentlich behauptet sie gerne, eine gegenwartsorientierte Partei zu sein, wenn ihr 
die Hinweise auf ihre geistige Nähe zu Adolf Hitler, dem Dritten Reich und der natio-
nalsozialistischen Ideologie unangenehm werden. Aber trotz ihrer Bemühungen, 
Diskussionen zum Thema von sich fernzuhalten, basiert die Propaganda der NPD zu 
einem großen Teil auf Geschichtslügen.
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Die NPD behauptet, dass die Aufarbeitung der nationalsozialistischen Verbrechen 
dazu diene, das Selbstbewusstsein der Deutschen zu brechen und einen „Schuldkult“ 
zu betreiben. Um die Legitimation der historischen Aufarbeitung zu leugnen, relati-
viert die NPD die Verbrechen des Nationalsozialismus und die Verantwortung für den 
Zweiten Weltkrieg. Zwar sind NPD-Vertreter (meistens, aber nicht immer) geschickt 
genug, den Holocaust nicht direkt zu leugnen. Aber sie tun gerne so, als werde dieser 
überbetont.
Stattdessen wird versucht, die Alliierten als „Kriegsverbrecher“ darzustellen, um die 
Verbrechen der Nazis in den Hintergrund zu rücken. Vor allem aber versucht die NPD, 
Ursache und Wirkung zu vertauschen. Die Bombardierung deutscher Städte und die 
Vertreibung von Deutschen gegen Ende des Krieges und kurz danach werden nicht 
als Folgen des von Deutschland ausgegangenen Krieges dargestellt, sondern als 
Ergebnisse von finsteren Plänen, die bereits Jahrzehnte vorher geschmiedet worden 
seien. Beispielsweise wird auf britische Bombardierungspläne aus dem Jahr 1916 
verwiesen (Jürgen W. Gansel im Sächsischen Landtag am 25.2. 2005) – natürlich 
„vergisst“ man dabei zu erwähnen, dass zu diesem Zeitpunkt der Erste Weltkrieg in 
vollem Gange war und die ersten Bombardierungen von Städten überhaupt zuvor 
durch deutsche Flieger erfolgt waren!
Wenn NPD-Vertreter mit vermeintlichen historischen Details aufzuwarten pflegen, 
sind sie in der Regel aus dem Zusammenhang gerissen. Man sollte immer nach der 
Vorgeschichte der von der NPD angeführten „Verbrechen gegen die Deutschen“ 
fragen!
Dass Deutschland eine stabile Demokratie geworden ist und aufgeklärte Patrioten 
keine Hasspropaganda brauchen, passt der NPD natürlich nicht in den Kram. Für sie 
ist die Bundesrepublik kein souveräner Staat, sondern ein „besetztes“ Land bzw. ein 
„Vasallenstaat“ der USA. Die NPD will das Rad der Geschichte zurückdrehen und das 
„Deutsche Reich“ wiederherstellen. Hier zeigen sich starke Überschneidungen zur 
Ideologie der sogenannten „Reichsbürgerbewegung“.
Antisoziales Denken
Gerne greifen rechte, aber auch rechtspopulistische Parteien soziale Themen auf in 
der Hoffnung auf breite Resonanz bei den Wählern. 
Die vermeintliche soziale Ader der NPD entspringt durchaus nicht der reinen 
Menschenliebe. Im Gegensatz zu Demokratinnen und Demokraten, für die die Würde 
des Menschen ein allgemeingültiger Wert ist, der für alle Menschen ohne Unterschied 
gilt, erklärt die NPD das „Volkstum“ zur „Grundlage“ der Menschenwürde (Parteipro-
gramm der NPD). Und da die NPD die Menschenrechte als „ideologisches Konstrukt“ 
diffamiert (Dresdner Schule), fehlt ihr jede Grundlage für eine echte Sozialpolitik. 
Antikapitalistische Phrasen dienen der Vermittlung von Ressentiments, die vor allem 
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gegen die USA, aber auch gegen die Europäische Union gerichtet sind. Unter Solidari-
tät versteht die NPD durchaus nicht die Solidarität zwischen Starken und Schwachen, 
sondern lediglich den Zusammenhalt des „Volkes“, das sie durch biologische Abstam-
mung definiert, gegenüber Außenstehenden. 
In einem Lexikon auf der Homepage des NPD-Bundesverbandes heißt es: „Ursprung 
von der Ideologie der Gleichheit ist der Neid auf Tüchtigere bzw. der dumpfe Zusam-
menhalt der Nullen gegen die Ziffern.“ Gleichzeitig bekennt die NPD sich zum 
Elite-Prinzip.
Die NPD propagiert die biologisch begründete „Volksgemeinschaft“, und knüpft damit 
an die Sprache der Nazis und ihrer völkischen Vorläufer an. Diese „Volksgemeinschaft“ 
soll aber „stets eine klare soziale Unterscheidung zeigen, als Folge der Verschieden-
heit der Menschen (nach Alter, Begabung, Anspruch, Kenntnis, Fähigkeit, Leistung, 
Haltung usw.)“ (Zitat: Homepage des NPD-Bundesverbandes, „Von A bis Z“, Artikel: 
„Volksgemeinschaft“). Die letzte Konsequenz solcher Unterscheidungen haben im 
Dritten Reich die Nationalsozialisten gezogen, die so genannte „Asoziale“ in Konzen-
trationslager sperrten und Kranke und Behinderte umbrachten.
Bekanntlich wurden die sozialen Rechte der Arbeitnehmer im Nationalsozialismus 
drastisch eingeschränkt. Entsprechend muss man auch die NPD-Forderung nach der 
Abschaffung von Hartz IV beurteilen. Was sie nämlich an die Stelle von Hartz IV setzen 
will, verschweigt die NPD!
Die biologistische Karnickel-Ideologie der NPD führt zu grotesken Beiträgen zur 
Demographie-Debatte: Die NPD behauptet, dass durch Abwanderung und Gebur-
tenrückgang ein „Bevölkerungsaustausch“ drohe, der eine regelrechte Landnahme 
durch Ausländer in Ostdeutschland bedeute – angesichts der realen Ausländerquo-
ten ein schlechter Witz! Bemerkenswert ist, dass im Denken der Nationaldemokraten 
Menschen wie in der Zoologie zu „Populationen“ zusammengefasst werden. Gegen 
den Geburtenrückgang setzt die NPD unbezahlbare Forderungen wie „Müttergehäl-
ter“ und „Familiendarlehen“, auch wenn bekannt ist, dass durch ähnliche Maßnahmen 
bereits in den deutschen Diktaturen keine nachhaltige Geburtensteigerung erzielt 
werden konnte. Sucht man hingegen nach Antworten nach Vorschlägen zur Verbesse-
rung der Lebensbedingungen für Menschen im ländlichen Raum, hat die NPD inhalt-
lich rein gar nichts zu bieten.
Sozialpolitischen Themen finden sich auch im Programm und im politischen Handeln 
der AfD. So wird im Grundsatzprogramm ebenfalls ein Baudarlehen für Familien mit 
der Möglichkeit des Erlasses von Teilbeträgen durch die Geburt von Kindern vorge-
schlagen („abkindern“). Dies soll die Geburtenzahl insbesondere pro Frau erhöhen.
Darüber hinaus werden beispielsweise im Sächsischen Landtag sozialpolitische Anträ-
ge durch die AfD gestellt, die wohl einzig und allein das Ziel haben, andere Parteien 
bloßzustellen. Ein Beispiel ist der im November 2016 gestellte Antrag für kostenfreies 
Grundzüge rechtsextremer Ideologie
13
Schulessen für alle sächsischen Schüler. Eingebracht von der AfD wurde er von allen 
anderen Parteien des Landtages abgelehnt. In der Pressemitteilung hierzu mit dem 
bezeichnenden Titel „AfD-Antrag für kostenloses, warmes Schulessen von Konsens-
parteien abgelehnt“ macht die AfD auch kaum einen Hehl daraus, wozu dieser Antrag 
diente.5 Die grüne Abgeordnete Petra Zais ordnet den Antrag folgendermaßen ein: 
„Der vorliegende AfD-Antrag ist aus unserer Sicht weder konstruktiv noch kann er als 
ernsthafter Wille zu Veränderung gewertet werden. Zu viele „Soll“ und „Kann“, zu weni-
ge Aussagen über die Rahmenbedingungen und deren Finanzierung, um kostenloses 
Schulessen tatsächlich zu einer gesunden Veranstaltung zu machen. Dieser Antrag ist 
wie eine Maske, er dient dazu, von der grundsätzlichen Ausrichtung der AfD abzulen-
ken und die anderen Parteien bloßzustellen.“6
Schaut man sich das Grundsatzprogramm der AfD genauer an, stellt man schnell fest, 
dass dies streng wirtschaftsliberal ausgerichtet ist und mit dem Sozialstaatsprinzip 
wenig anfangen kann. Umso erstaunlicher ist, dass die AfD trotzdem teilweise damit 
Erfolg hat, sich als Vertreter der „kleinen Leute“ zu geben.
Antisemitismus
Natürlich bekennt sich die NPD nicht offiziell zum Antisemitismus, aber es wird 
immer wieder deutlich, dass NPD-Kader antisemitischen Vorstellungen anhängen. 
Oft kommt ihr Antisemitismus verklausuliert daher. Wenn beispielsweise von der 
„Ostküste“ als Ursprung allen Übels gefaselt wird, dann ist damit die Wall Street und 
der angeblich jüdische Kapitalismus gemeint. Damit wird lediglich ein uraltes antise-
mitisches Klischee des Juden als „Wucherer“ bemüht. 
In einer internen „Handreichung für die öffentliche Auseinandersetzung“ wird die NPD 
deutlicher. Hier wird das „Große Geld“ als „seinem Wesen nach jüdisch-nomadisch“ 
bezeichnet. Es habe das „seinen politisch-militärisch beschirmten Standort vor allem 
an der Ostküste der USA“. Das Bild des „jüdischen Nomadentums“ ist ebenfalls uralt. 
Es basiert auf der Vorstellung, dass Juden grundsätzlich als heimatlos und zu keinem 
Volk zugehörig zu betrachten seien. So erscheinen die Juden in der Weltsicht der Anti-
semiten als „Fremdkörper“, die den Völkern angeblich schaden.
Die Nationaldemokraten konstruieren einen künstlichen Gegensatz zwischen „Juden“ 
und „Deutschen“. Deutsche jüdischen Glaubens werden von der NPD nicht als Mitbür-
ger, sondern als Feinde wahrgenommen, da die NPD wie früher die NSDAP im Juden-
tum eine „Rasse“ bzw. „fremdes Blut“ sieht und keine Religion. Dies wird nicht immer 
offen ausgesprochen, aber die folgende Formulierung ist nur verständlich, wenn man 
ergänzt, dass auch Deutschen jüdischen Glaubens das „Deutschsein“ abgesprochen 
wird: „Es muß endlich Schluß sein mit der psychologischen Kriegsführung jüdischer 




Stellung („Machtgruppen“) unterstellt, die sie gar nicht haben. Da die NPD die 
Bundesrepublik nicht als souveränen Staat anerkennt und Deutschland für „besetzt“ 
hält, geraten die Juden in der Phantasie mancher NPDler sogar zu Fremdherrschern. 
So bezeichnete der mecklenburg-vorpommerische NPD-Fraktionsvorsitzende Udo 
Pastörs in seiner „Aschermittwochsrede“ im Februar 2009 die Bundesrepublik als 
„Judenrepublik“ – übrigens ein Begriff, den die Nazis schon gegen die Weimarer Repu-
blik verwendeten.
Auch der vermeintliche Antiimperialismus der NPD richtet sich nicht einfach gegen 
die USA, sondern gegen von den Rechtsextremen zusammenphantasierte jüdische 
Weltherrschaftsbestrebungen, die in Begriffen wie „USrael“ angedeutet werden sollen.
Nach der nahezu vollständigen Vernichtung der europäischen Juden durch die histo-
rischen Nazis führen die modernen Nazis gegen die Überlebenden und ihre Nach-
kommen dieselben Verschwörungstheorien ins Feld, mit denen seinerzeit der Holo-
caust ideologisch und propagandistisch vorbereitet wurde. Um so verlogener ist die 
Behauptung der NPD, dass sie ganz auf die Probleme der Gegenwart ausgerichtet sei.
Das Verhältnis der AfD-Spitze zu antisemitischen Bestrebungen in der eigenen 
Partei ist sehr ambivalent. Das prominenteste Beispiel ist die Affäre um Wolfgang 
Gedeon, Mitglied des Landtages in Baden-Württemberg, die zur vorübergehenden 
Spaltung der AfD-Fraktion führte. Überlagert durch einen Führungsstreit zeigt sich 
hier, wie unterschiedlich die Positionen in dieser Frage innerhalb der AfD sind. Auch 
die Haltung zu Israel oder zu antisemitischen Verschwörungstheorien ist in der AfD 
umstritten. Immer wieder fallen einzelne (Vorstands)Mitglieder in den Landesverbän-
den durch antisemitische oder antiisraelische Statements (meist in den sozialen Netz-
werken) auf. Teilweise hat dies innerparteiliche Konsequenzen, teilweise nicht.7
Teilweise werden Judinnen und Juden allerdings sogar umworben, um gemeinsam 
mit der AfD gegen den „islamischen Antisemitismus“ einzutreten. Dem tritt der Vorsit-
zende der Jüdischen Landesgemeinde in Thüringen, Reinhard Schramm, klar mit den 
Worten entgegen: „Die AfD tritt manchmal mit der Idee an uns heran, dass wir uns 
doch mit ihnen gegen islamischen Antisemitismus wenden sollten. Aber ich habe 
mir deren Veranstaltungen angeschaut: Diese Leute hassen heute die Muslime, und 
morgen hassen sie uns.“8
Das Verhältnis der neuen Rechten zum Antisemitismus wird teilweise als „taktisch“ 
beschrieben. 9 Selbst Wolfgang Gedeon brachte es fertig, im Stuttgarter Landtag Anti-
semitismus abzustreiten und vor Antisemitismus zu warnen, »der durch muslimische 
Flüchtlinge ins Land« komme. Anfang 2016 besuchte Frauke Petry Israel und hielt dort 
einen Vortrag. Nachdem dies innerparteilich auf Kritik gestoßen war, betonte sie den 
rein privaten Charakter dieser Reise. Auch andere Anführer rechtsnationaler Bewe-
gungen wie Karl-Heinz Strache (FPÖ), Marine Le Pen (FN) oder Geert Wilders (Freiheit-
liche/Niederlande) sind inzwischen alle in Israel gewesen.
7 konkrete Beispiele finden sich im Artikel von Jan Riebe (http://www.netz-gegen-nazis.de/artikel/wie-antisemitisch-ist-die-afd-11021)
8 Interview in der Jüdischen Allgemeinen vom 4.2.2016 (http://www.juedische-allgemeine.de/article/view/id/24604)




Rassistische, antimuslimische oder antisemitische Parolen oder andere Äußerungen 
gegen bestimmte Bevölkerungsgruppen sind leider insbesondere in den letzten 
Jahren und Monaten immer häufiger zu hören oder zu lesen. In sozialen Medien 
verbreiten sie sich dann rasend schnell. Dieser Problematik ist später noch ein geson-
dertes Kapitel gewidmet. Aber auch im Alltag, im Supermarkt oder beim Parkspazier-
gang, beim Familienfest oder beim Fußballspiel sind solche Parolen zu hören.
Häufig schrecken Menschen davor zurück, gleich an Ort und Stelle zu kontern, weil 
diese von „ganz normalen“ Menschen geäußert werden: Freunde, Bekannte, Verwand-
te ... und man die Stimmung nicht verderben oder als Spaßverderber alleine stehen 
möchte. Manchmal wird man aber auch wütend über sich selbst, weil man nicht 
entschieden genug „nein“ gesagt und Widerspruch geäußert hat – einfach, weil einem 
die Argumente fehlten. Hier nützt es nichts, sich zu ärgern. Vielmehr hilft es, wenn 
man sich informiert und die dann erarbeiteten Widersprüche beim nächsten verbalen 
Übergriff verwendet. Viele Organisationen bieten Argumentationshilfen gegen rassis-
tische und rechtsradikalt Positionen an. Unsicherheit im Umgang mit solchen Parolen 
lässt sich nur durch eigene Information und durch Übung überwinden.








Diese Liste ist natürlich nur eine kleine Auswahl und erhebt selbstverständlich keiner-
lei Anspruch auf Vollständigkeit. Über die Suchmaschinen lassen sich unter dem Stich-
wort „Argumente gegen rechts“ zahlreiche weitere Seiten finden.
Wer sich noch vertiefter in die Zahlen zum Thema Flucht und Asyl einarbeiten möch-
te, der findet auf der Seite des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge monats-
aktuell alle Zahlen:
www.bamf.de/




Hier noch einige der häufigsten Parolen der letzten Jahre gegen Geflüchtete und 
mögliche Argumentationen dagegen:
Parole: Sachsen wird überschwemmt von Asylbewerbern.
Fakten: Zum Stichtag 30. September 2016 lebten in Sachsen insgesamt 32.144 Asyl-
bewerber (Asylbewerber im Verfahren sowie abgelehnte Asylbewerber).10 Bei einer 
Gesamtbevölkerungszahl von 4.084.85111 entspricht dies einem prozentualen Anteil 
von 0,79 Prozent. Die Gesamtzahl von Ausländern in Sachsen beträgt 89.800, was 2,2 
Prozent entspricht. In Leipzig ist der Ausländeranteil mit 5,2 Prozent am höchsten 
(Dresden: 4,7 Prozent, Chemnitz: 4 Prozent). In den Landkreisen sind es im Durch-
schnitt 1,3 Prozent. 12
Parole: Sachsen wird islamisiert.
Fakten: Die Gesamtzahl der Muslime in Deutschland oder Sachsen exakt zu benen-
nen ist schwierig, da die islamischen Gemeinden nicht als Körperschaft des öffent-
lichen Rechts gelten und zudem nicht alle Muslime in den islamischen Gemeinden 
organisiert sind. Eine seriöse Hochrechnung geht davon aus, dass in Deutschland 
etwa 4-4,5 Mio Muslime leben, knapp die Hälfte davon mit deutscher Staatsange-
hörigkeit.13 Davon leben etwa 0,7 Prozent in Sachsen, was einer Gesamtanzahl von 
28.000 bis 31.500 entspricht. Auf die Gesamtbevölkerung Sachsen gerechnet wären 
dies 0,73 Prozent aller Sachsen.
Natürlich darf man nicht die Augen davor verschließen, dass sich insbesondere in 
den Großstädten radikal-islamische Gruppen gebildet haben. Sofern diese gegen 
die Grundrechte und unsere demokratische Grundordnung verstoßen, ist dies durch 
die staatlichen Organe aufzuklären und zu verfolgen. Insbesondere muss verhindert 
werden, dass diese Gruppen die Notsituation vieler Asylsuchender ausnutzen, um 
diese zu radikalisieren. Von einer Islamisierung, was auch immer das eigentlich bedeu-
ten mag, kann jedoch keine Rede sein.14
Parole: Die meisten Asylbewerber werden ohnehin abgelehnt. Es sind also alles nur 
Wirtschaftsflüchtlinge.
Fakten:Hier werden meistens Zahlen herangezogen, die die Anerkennung als poli-
tisch verfolgte Asylbewerber gemäß § 16a GG betreffen. Diese Zahlen sind in der 
Regel tatsächlich in den letzten Jahren stets sehr gering gewesen, meist zwischen 
einem und zwei Prozent. Politisches Asyl bekommt nur, wer eine persönliche und 
unmittelbare Verfolgung aus politischen Gründen nachweisen kann. Dies gelingt nur 
sehr selten. Allerdings gibt es neben dem politischen Asyl auch weitere Schutzgründe. 
Hauptschutzgrund ist aktuell die Rechtsstellung als Kriegsflüchtling, unter die fast die 




13 Quelle: Broschüre „Muslimisches Leben in Deutschland“, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (unter www.bamf.de zu finden)




Abschiebungsverbote. Somit liegt die Gesamtschutzquote aktuell im Jahr 2016 bei 
über 60 Prozent.15 Und dies trotz der mehrfach verschärften Prüfkriterien.
Darüber hinaus ist natürlich zu fragen, ob es wirklich einen Unterschied macht, ob 
man vor Krieg oder vor existenzbedrohendem Hunger flüchtet.
Parole: Die Asylbewerber sind alle kriminell.
Fakten: In diesem Bereich bewegt man sich bei der Argumentation leider häufig 
auf sehr dünnem Eis, weil jede Seite die veröffentlichten Zahlen entsprechend der 
eigenen Sichtweise interpretiert. Natürlich ist die Aussage, dass alle Asylbewerber 
kriminell seien mit keiner Interpretationsweise der Zahlen zu stützen. Allerdings kann 
man, je nach Lesart, durchaus zu einer höheren Kriminalität von Asylbewerbern im 
Vergleich zu Deutschen kommen. Dies hat mehrere Ursachen:
Die „nüchternen Zahlen“ der Kriminalitätsstatistik des BKA 16 sind für jeden einsehbar, 
allerdings nicht so einfach verständlich. So unterscheidet man dort zum Bespiel nur 
zwischen deutschen und nichtdeutschen Tatverdächtigen. Nichtdeutsche Tatverdäch-
tige sind jedoch nicht nur Asylbewerber, sondern auch Touristen, EU-Ausländer oder 
Ausländer ohne Wohnsitz in Deutschland, die Deutschland lediglich zur Ausübung 
von Straftaten aufsuchen. Dies kann man alles den Tabellen der Kriminalstatistik 
einzeln entnehmen.
Zudem gibt es Delikte, die lediglich von Ausländern begangen werden können. So 
geht letztlich jedem Asylantrag in Deutschland formal ein illegaler Grenzübertritt 
voraus. Anders ist es nämlich gar nicht möglich, nach Deutschland zu kommen. Dies 
gilt auch für die Zeit der „offenen Grenzen“ im Herbst 2015. Die Zahlen zu diesen 
Delikten sind in manchen Statistiken nicht enthalten oder zumindest den absoluten 
Zahlen gegenüber gestellt. Hier heißt es genau hinschauen.
Eine weiterer Grund, mit den reinen Zahlen vorsichtig zu sein, ist das Anzeigever-
halten. Gezählt werden in der Kriminalstatistik nämlich nur Tatverdächtige und keine 
verurteilten Täter. Nun ist es jedoch so, dass die Gefahr, zu unrecht verdächtigt und 
angezeigt zu werden, für Menschen mit „nichtdeutschem Aussehen“ deutlich höher 
liegt als für Deutsche.
Häufig wird bei dieser Parole mit Einzelfällen argumentiert. Hier sollte man nicht 
versuchen, echte Fälle von strafbarem Verhalten zu relativieren. Weder Vergleiche 
zu rechtsextremistisch motivierten Straftaten noch ein Hinweis auf kulturelle oder 
psychologische Erklärversuche sind hier sinnvoll. Man kann aber schon darauf 
hinweisen, dass konkrete Straftaten von Asylbewerbern keinen Rückschluss auf die 
ganze Gruppe zulassen. So möchte ja bestimmt der Gesprächspartner nicht mit allen 
deutschstämmigen Tätern in einen Topf geworfen werden. 
15 Asylgeschäftsstatistik für den Monat September (umfasst 2016 bis zum September) des BAMF
16 https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2015/pks2015_node.html
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Neben den tatsächlichen Fällen gibt es auch eine große Anzahl von Falschmeldungen, 
die die Kriminalität von Asylbewerbern belegen sollen. Eine gute Zusammenstellung 
ist auf der Seite hoaxmap.org zu finden, die zahlreiche konkrete Berichte von angeb-
lichen Straftaten als Falschmeldung entlarvt.
Parole: Die Asylbewerber sind alles nur junge Männer.
Fakten: Nimmt man an, dass unter „junge Männer“ die Altersgruppe von 16-40 Jahre 
zu verstehen ist, so geht aus den Asylerstantragszahlen der Monate Januar 2016 bis 




Kinder unter 16 193.040
Männer ab 40   40.029
Frauen ab 40   27.037
An den Zahlen ist zu erkennen, dass die „jungen Männer“ zwar eine große Gruppe 
darstellen und auch mehr als doppelt so häufig Anträge stellen wie „junge Frauen“, 
allerdings stellen sie aber nicht einmal die Hälfte aller AntragstellerInnen dar.
Natürlich gibt es auch nachvollziehbare Erklärungen, für die höhere Zahl „junger 
Männer“, die in Deutschland Asyl suchen. Zum einen ist eine Flucht für Frauen, 
zumal dann, wenn sie allein reisen, deutlich gefährlicher als für Männer. Die Gefahr 
von (sexueller) Gewalt betroffen zu werden ist für Frauen extrem hoch. Dies hält 
viele Frauen von der Flucht ab. Hinzu kommt, dass Männer dem Militärdienst in den 
Herkunftsländern entkommen wollen. Meist ist das Ziel, die Frauen und Kinder später 
auf einem sichereren Weg nachzuholen.
Allerdings sei an dieser Stelle auch gewarnt: wenn gute Argumente, die mit Fakten 
untersetzt werden können, auf tiefen Frust und Emotionen stoßen, hat man es 
dennoch schwer und muss sich das Feld tapfer erkämpfen. Ein tiefes Misstrauen 
gegen „die Medien“ und „die Regierenden“ haben an vielen Stellen jegliche Diskus-
sionsbasis zerstört. Diverse rechte Seiten im Internet nutzen dieses Misstrauen und 
publizieren bewusst falsche oder völlig verdrehte Berichte, die bereitwillig aufgenom-
men und weiter verbreitet werden. So kommt es dazu, dass einige Menschen tatsäch-
lich der festen Überzeugung sind, dass ein Bekannter der Cousine vom Nachbarn 
mit eigenen Augen gesehen hat, wie ein Ausländer die Ziegen aus dem Streichelzoo 
geschächtet hat. Manchmal hilft es, zumindest im engeren Bekannten- und Familien-
kreis, wenn man einer solchen Geschichte einmal nachbohrt und genau fragt, welcher 
Bekannter, welche Cousine und welcher Nachbar das denn genau berichtet habe. Oft 




und die Geschichte eben doch nicht auf einer gesicherten Weitergabe einer tatsäch-
lichen Beobachtung beruht.
Trotz aller Schwierigkeiten und der häufig empfundenen Sinnlosigkeit tut Wider-
spruch trotzdem Not, denn Schweigen wird gerne als heimliche Zustimmung 
gewertet. Gerade im Bekannten- und Familienkreis, im Sportverein, bei Elterntreffen 
in Kindergarten oder Schule führt sofort geäußerter Widerspruch meistens dazu, 
dass die Diskussion schnell beendet wird, bevor weitere Personen sich zustimmend 
äußern können. Man kann sich fast immer sicher sein, dass man als Widersprechender 
in größeren Gruppen mit der eigenen Position nicht allein ist, es muss sich nur erst 
einmal jemand trauen. Dann zeigt sich häufig, dass rassistisches Denken eben doch 
nicht in der Mehrheit ist und auch Menschen, die sonst vielleicht mit gehetzt hätten, 
äußern sich differenzierter.
Was steckt hinter den Parolen?
• Sie werden dort geäußert, wo hemmende Barrieren wegfallen; man verge-
wissert sich dadurch auch der Zustimmung durch Gleichgesinnte.
• In ihnen äußern sich aggressive Potentiale.
• Sie basieren auf Vorurteilen und selektiver Wahrnehmung; durch das 
Aussprechen werden diese im Bewusstsein verankert und ihre Wirkung 
ausprobiert.
• Sie offenbaren Befindlichkeiten der Nutzer, etwa Ängste oder das Gefühl, zu 
kurz gekommen zu sein.
Ein Sonderfall der Auseinandersetzung mit derartigen Parolen ist die politische 
Diskussion mit Vertretern und Anhängern rechter oder rechtspopulistischer Parteien 
und Gruppierungen, etwa in Bürgerversammlungen oder anderen öffentlichen oder 
nicht öffentlichen Podien. Weitere Gedanken hierzu finden sich in der Broschüre des 
Kulturbüros Sachsen, die dieser Auflage der DAKS-Broschüre beigefügt ist.
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Der Umgang mit Abgeordneten rechtsextremer oder 
rechtspopulistischer Parteien in Kommunalparlamenten
Von Stefanie Gruner
Dieses Kapitel musste selbstverständlich im Vergleich zur Vorauflage umfangreich 
angepasst werden. Bei der Neufassung war zu berücksichtigen, dass 2014 mit der 
AfD eine vollkommen neue politische Kraft in die Kommunalparlamente Einzug 
gehalten hat. Wir haben lange überlegt, ob man diese Partei und ihre kommunal-
politischen Vertreter*innen überhaupt in diesem Rahmen betrachten kann und 
sollte. Da es jedoch insbesondere zum Umgang mit der AfD häufig Fragen und 
Diskussionen innerhalb der grünen Partei gab, wollen wir uns dem Thema nicht 
verschließen. Dabei sei jedoch klargestellt, dass man zwischen den eindeutig 
rechtsextremistisch aufgestellten NPD-Mandatsträger*innen und den teilweise 
sehr unterschiedlich verorteten AfD-Mandatsträger*innen klar unterscheiden 
muss. Deshalb wird es nach der allgemeinen Übersicht auch eine getrennte 
Betrachtung geben. Vorab sei schon einmal festgehalten, dass es in keinem der 
Kreistage oder Stadträte einen Fraktionszusammenschluss zwischen NPD und 
AfD gibt, obwohl dies in zahlreichen Kommunalparlamenten rechnerisch möglich 
gewesen wäre. 
Weiterhin soll nicht unerwähnt bleiben, dass auch die DSU und einzelne Wählerver-
einigungen teilweise im Bereich des Rechtspopulismus zu verorten sind. Durch die 
sehr unterschiedliche Bedeutung und Ausrichtung der Wählervereinigungen in den 
einzelnen Kreisen ist eine generelle Betrachtung aber nicht möglich.
Übersicht zu den Mandatsträger*innen der NPD
Aktuell sind in allen sächsischen Kreistagen Abgeordnete der NPD vertreten:
Bautzen  5 Sitze (Fraktionsstatus)
Erzgebirgskreis 4 Sitze
Görlitz 4 Sitze/2 davon ausgetreten
Landkreis Leipzig 3 Sitze
Meißen 3 Sitze
Mittelsachsen 3 Sitze
Nordsachsen 2 Sitze/1 davon ausgetreten
Sächsische Schweiz – Osterzgebirge 5 Sitze (Fraktionsstatus)
Vogtlandkreis 3 Sitze
Zwickau 4 Sitze/1 davon ausgetreten
Grundzüge rechtsextremer Ideologie
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Übersicht zu den Mandatsträger*innen der AfD
Die AfD konnte 2014 ebenfalls in allen Kreistagen, mit Ausnahme von Nordsachsen, 
Sitze gewinnen. Ihr Ergebnis und damit die Sitzanzahl dürfte insbesondere deshalb 
in den einzelnen Landkreisen sehr unterschiedlich sein, weil sie in unterschied-
lichem Maße in Konkurrenz um ähnliche Wählerschichten mit freien Wählervereini-
gungen steht.
Bautzen  1 Sitz 
Erzgebirgskreis 7 Sitze (Fraktionsstatus)
Görlitz 7 Sitze (Fraktionsstatus)
Landkreis Leipzig 2 Sitze
Meißen 7 Sitze (Fraktionsstatus)
Mittelsachsen 4 Sitze
Nordsachsen 0 Sitze
Sächsische Schweiz – Osterzgebirge 8 Sitze (Fraktionsstatus)
Vogtlandkreis 5 Sitze (Fraktionsgem. mit DSU insg. 8 Sitze)
Zwickau 5 Sitze (Fraktionsstatus)
In allen Stadträten der kreisfreien Städte konnte die AfD Fraktionsstärke erlangen:
Chemnitz 3 Sitze (Fraktionsstatus)
Dresden 5 Sitze (Fraktionsstatus)
Leipzig 4 Sitze (Fraktionsstatus)
Berichte aus den Stadt- und Kreisräten
Dresden
Die beiden NPD-Stadträte sind sehr aktiv. Auch ohne Fraktionsstatus schaffen sie es, 
sich viel in die Debatten einzubringen, schreiben eigene Anträge und nutzen jede 
Gelegenheit, um im Stadtrat zu reden. Diese Reden finden über den Livestream auch 
Verbreitung. Der Konsens, dass bei NPD-Reden nicht geklatscht wird, weicht unter 
anderem durch die AfD-Vertreter inzwischen teilweise auf.
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Nach einem eher verhaltenen Start bringen sich die 5 AfD-Stadträte mehr und mehr 
ein. Sie sind alle sehr verschieden. Fraktionsvorsitzender ist ein eher gemäßigter 
Konservativer. Eine zentrale Rolle spielt zudem der ehemalige Geschäftsführer der 
Grünen Liga und Landtagsabgeordnete Jörg Urban. Häufig stimmen CDU, FDP und 
AfD gemeinsam gegen die rot-rot-grüne Stadtratsmehrheit. Es scheint sich dort eine 
stärkere Zusammenarbeit anzubahnen. Bei Podiumsdiskussionen wird die AfD von 
der Bevölkerung als ganz normale Partei betrachtet und behandelt, es gibt keinerlei 
Berührungsängste. Es gibt Berührungspunkte mit der Pegida-Bewegung.
Leipzig
Der einzige NPD-Mandatsträger, Enrico Böhm, tritt im Stadtrat kaum in Erscheinung. 
Weder beteiligt er sich mit Redebeiträgen noch mit Änderungsanträgen. Er verbringt 
die Stadtratssitzungen stumm auf seinem Platz.
Die vier AfD-Mandatsträger bilden eine Fraktion. Sie sind eher im bürgerlich-konser-
vativen Lager anzusiedeln. Der Fraktionsvorsitzende, ein Handwerksmeister, erklärt 
gern, dass er in seinem Betrieb selbst auch Ausländer beschäftige. Die Stadträte 
setzen sich durchaus mit den Themen des Rates ernsthaft auseinander. Sie nutzen 
dabei aber auch die sich bietenden Möglichkeiten, etwa bei der Erhöhung der Eltern-
beiträge für die KiTa, populistische Stellungnahmen abzugeben. Auch die Themen 
Asyl (auf der Fraktionsseite wird man aktuell mit dem Spruch: „Bildung erhalten 
– Schulen sind keine Asylheime“ empfangen) und Linksextremismus werden gern 
immer wieder in die Diskussion gebracht, auch wenn das eigentliche Thema ein ande-
res ist. Dies geschieht sowohl in der Ratsversammlung, als auch in den Ausschüssen 
und Beiräten, in denen die AfD wegen des Fraktionsstatus vertreten ist.
Chemnitz
Im Chemnitzer Stadtrat waren per Wahlergebnis 2014 drei Parteien des rechten Spek-
trums vertreten. Nachdem Katrin Köhler aus der NPD ausgetreten ist, sind nun nur 
noch die Fraktionen Pro Chemnitz und AfD mit jeweils drei Mitgliedern vertreten. 
Nach der Geschäftsordnung des Stadtrats können jedoch dreiköpfige Fraktionen 
keine Mitglieder in Ausschüsse oder andere Gremien entsenden.
Die Fraktion Pro Chemnitz präsentiert sich im Stadtrat mit polarisierenden Wortbei-
trägen ihres Vorsitzenden Martin Kohlmann. Angriffsziele sind in der Regel die Flücht-
lingspolitik sowie die Integrationspolitik der Stadt Chemnitz und all jede, die sich 
dafür engagieren. Pro Chemnitz greift dabei SPD, LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
in den Wortbeiträgen offen und deren Mitglieder auch persönlich an. Die Beschluss-
anträge der Fraktion Pro Chemnitz sind stark populistischer Natur und von deutschna-
tionalem Geist geprägt. Sie werden wiederkehrend auch von der CDU abgelehnt.
Die Fraktion der AfD schlägt leisere Töne an und versucht, sich als „normale“ Fraktion 
durch „seriöse Sacharbeit“ zu etablieren. Hierbei wird auch die kollegiale Zusammen-
arbeit mit den demokratischen Fraktionen gesucht. Im Hintergrund steht aber eine 
fremdenfeindliche Haltung, die man jedoch mit ruhiger und sachlich anmutender 
Argumentation zu verschleiern versucht. Für die CDU-Fraktion sind AfD-Anträge 
Grundzüge rechtsextremer Ideologie
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gelegentlich zustimmungsfähig. Die Strategie, die von der SPD-Fraktion unlängst 
verfolgt wurde, einen Änderungsantrag zum AfD-Antrag zu bringen, ging nach hinten 
los. Die AfD hat die Änderungen in ihren Antrag übernommen, sodass eine Zustim-
mung die logische Konsequenz war.
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wie auch SPD und LINKE setzen sich mit den Anträgen 
kritisch auseinander, bevor sie abgelehnt werden. Dies gestaltet sich gelegentlich 
schwierig, weil die AfD Themen aufgreift, die bereits in früheren Legislaturperioden 
auch von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bearbeitet, aber bedingt durch die Mehrheitsver-
hältnisse nicht umgesetzt wurden. Insofern agiert die Fraktion der AfD sehr geschickt, 
denn es ist schwierig, einen Antrag abzulehnen, den man vor fünf Jahren selbst schon 
einmal gestellt hatte. Die bisherigen Erfahrungen zeigen aber, dass sich eine inhaltliche 
Auseinandersetzung lohnt. Die Populisten geraten dabei oftmals an die Grenzen ihrer 
Argumentationsfähigkeit. Inhaltlich geht es meist um „allgemeingefällige“ Themen wie 
Stadtmarketing, Tourismus sowie Wirtschafts-, Sport- und Kulturförderung.
Sächsische Schweiz/Osterzgebirge
Die NPD verfügt im Kreistag Sächsische Schweiz-Osterzgebirge über eine Fraktion mit 
fünf Mitgliedern, Vorsitzender ist der ehemalige Sebnitzer MdL Johannes Müller und 
sein Stellvertreter ist der ehemalige NPD Bundespräsidentenkandidat Olaf Rose. Die 
Zusammensetzung der Fraktion zeigt die stärkere Verankerung in der Sächsischen 
Schweiz auf, vier der fünf Mitglieder kommen formal aus dieser Region.
Allerdings tritt die NPD-Fraktion in der alltäglichen Arbeit im Kreistag nicht in Erschei-
nung, einzig einen Antrag hat die NPD Fraktion seit 2014 in den Kreistag eingebracht. 
Auch Wortmeldungen während der Sitzungen sind nur dann zu verzeichnen, wenn es 
um ihre „Kernthemen“, geht. Ansonsten versucht die NPD den Anschein von normalen 
Bürgern zu erwecken.
Die NPD konzentriert ihre Arbeit seit einigen Jahr auf den vorparlamentarischen 
Bereich, u.a. steht sie hinter dem Haus Montag in Pirna, einem Haus welches sich 
konzeptionell und inhaltlich an der neofaschistisch Casa Pound Bewegung aus Italien 
orientiert.
Die AfD stellt im Kreistag mit acht Abgeordneten die fünftgrößte Fraktion. Ihr Vorsit-
zender ist Steffen Frost, ein ehemaliges Mitglied der CDU und der Republikaner, der 
stellvertretende Vorsitzende ist Ivo Teichmann, ein ehemaliges SPD Mitglied. Daneben 
gehören der Fraktion u.a. mit André Barth und Stefan Dreher ein aktueller und ein 
ehemaliger Landtagsabgeordneter an.
Im Gegensatz zur NPD ist die AfD sehr aktiv, sie stellt regelmäßig Anträge und meldet 
sich während der Sitzungen häufig zu Wort. Thematisch sind die Anträge und Äuße-
rungen durchaus vielfältig, ein Thema welches die AfD im Jahr 2016 stark besetzt 
hat, war das Thema Breitbandausbau. Zudem macht die AfD die aktivste Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit aller Kreistagsfraktionen.
Der Umgang mit NPD und AfD im Kreistag unterscheidet sich deutlich. Die NPD wird 
von einer großen Mehrheit im Kreistag einfach ignoriert und die wenigen gezielten 
Provokationen wurden bisher meist durch den Landrat sehr souverän erwidert.
Anders ist das bei der AfD, da gibt es mit Ausnahme der Fraktionen SPD/Grüne und 
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Linke kaum Berührungsängste. Was zum einem am Auftreten der AfD liegt, diese 
verzichtet meistens auf allzu hetzerische und mit unter auch auf populistische 
Tonlagen. Daher wird die AfD von einer Mehrheit der Kreisrät*innen als „normale“ 
Kolleg*innen betrachtet.
Erzgebirgskreis
Die NPD ist im 2014 gewählten Kreistag mit vier Mandatsträgern präsent, büßte jedoch 
im Vergleich zur vorangegangenen Legislaturperiode ihren Fraktionsstatus (5) ein. Da 
sie aus diesem Grund keine Sachanträge mehr einbringen kann, reizt sie die Geschäfts-
ordnung dahingehend aus, dass permanent Anträge zur Tagesordnung gestellt 
werden. Auch schöpft die NPD kontinuierlich die ihr zustehende Redezeit aus. Inhalt-
lichen Schwerpunkt bildet in ihrem Diskurs die Flüchtlings- und Integrationspolitik, die 
auf äußerst populistische und rechtsextremiste Rhetorik setzt.
Der Fraktionsvorsitzende Mario Löffler – ehemaliges CDU-Mitglied und vormals stell-
vertretender Bürgermeister einer 6000-EinwohnerInnen-Gemeinde – gibt sich betont 
umgänglich und sucht das Gespräch mit anderen KreisrätInnen. Als dessen Stellvertre-
ter fungiert Stefan Hartung, bekannt als Initiator der „Schneeberger Lichtelläufe“ und 
Sprecher der rechtsgerichteten Bürgerinitiative „Schneeberg wehrt sich“, die Einwohner 
gegen die Schneeberger Erstaufnahmeeinrichtung mobilisierte.
Zusammenarbeit und Absprachen mit anderen Fraktionen sind nicht üblich. Die Aktivi-
täten der NPD werden fast ausnahmslos ignoriert. Es ist aber zu beobachten, dass rein 
zwischenmenschlich ein z. T. durchaus freundschaftlicher Austausch gepflegt wird.
Die AfD zog nach der Kommunalwahl 2014 mit 7 Mandatsträgern in den Kreistag ein, 
allerdings verließen nach einem Jahr zwei Kreisräte diese Fraktion und bilden jetzt als 
Freie Bürger Erzgebirge (FBE) eine neue Gruppierung.
Der Fraktionsvorsitzende der AfD, selbstständiger Unternehmer und bisher kein 
Parteimitglied, ist in seinen Äußerungen bzgl. Migrations- und Flüchtlingspolitik in 
unmittelbarer Nähe der NPD zu verorten. Er thematisiert jedoch auch immer wieder 
„Steuergeldverschwendungen“ jeder Art und spendet seine Aufwandentschädigung, 
auf welche er nach öffentlichen Bekundungen gern verzichten würde, „hilfsbedürfti-
gen deutschen Kindern“. Einzelne AfD-Kreisräte sind da teilweise thematisch breiter 
aufgestellt. Die anderen demokratischen Fraktionen sind im Umgang mit der AfD eher 
unsicher. Eine gezielte Kooperation zwischen NPD und AfD ist nicht zu beobachten, 
allerdings eine gewisse Gehemmtheit und Unentschlossenheit beim Umgang mit 
NPD-Anträgen.
Nordsachsen
Von den drei NPD-Vertretern ist einer (Maik Scheffler) aus der NPD ausgetreten. Im 
Kreistag gibt es nur von Jens Gatter Wortmeldungen. Die NPD ist in keinem Ausschuss 
vertreten. Es erfolgen im Kreistag immer wieder populistische Anträge.
Die AfD ist im Kreistag Nordsachsen nicht vertreten.
Es erfolgt keinerlei Zusammenarbeit mit der NPD. Allerdings bekommt sie in gehei-




Die NPD hat im Kreisrat drei Sitze. Es gibt keinerlei Aktivitäten, keine Anträge, keine 
Redebeiträge, rein gar nichts.
Die beiden Vertreter der AfD sind ebenfalls eher unauffällig. Einer von beiden fällt 
gelegentlich durch unangenehme Fragen an die Verwaltung zum Thema Flüchtlinge 
auf. Diese werden allerdings vom Landrat sachlich, manchmal humorvoll beantwor-
tet. Weitere Aktivitäten sind kaum zu verzeichnen.
Es gibt keinerlei Zusammenarbeit mit der NPD und auch hinsichtlich der AfD ist diese 
für die anderen Parteien schwer vorstellbar.
Landkreis Meißen
Für die NPD sitzen neben einem kaum anwesenden dritten Mandatsträger der ehema-
lige Landtagsabgeordnete Gansel und der ehemalige Mitarbeiter der Landtagsfraktion 
Schreiber im Kreistag. Beide sind durchaus in der Lage, gezielt inhaltliche Beiträge zu 
den Kernthemen zu bringen und damit für Aufmerksamkeit für die eigenen Anliegen 
zu sorgen. Als eine der wenigen verbliebenen führenden Köpfe der NPD in Sachsen 
nutzen sie die Möglichkeiten für Redebeiträge, die sich ihnen im Kreistag bieten, auch 
aus. Teilweise wird der Umgang des Landrates mit provokanten Redebeiträgen der 
NPD-Mandatsträger von Grünen, Linken und SPD als sehr problematisch gesehen.
Obwohl die AfD im Kreistag mit 7 Sitzen vertreten ist und damit Fraktionsstatus hat, 
bleibt sie relativ unauffällig. Eine Zusammenarbeit ist wegen der satten Mehrheit von 
CDU und FDP im Kreistag nicht erforderlich und wird deshalb zumindest offiziell auch 
von keiner Partei forciert.
Landkreis Zwickau
Die vier NPD-Abgeordneten können keine eigene Fraktion bilden. Sie sind bisher nur 
im Bezug auf Asylthemen in Erscheinung getreten. Bei diesem Thema gibt es auch 
eine 100%-Übereinstimmung des Abstimmungsverhaltens mit der AfD. Ansons-
ten sind die vier Abgeordneten weitgehend isoliert, machen aber auch nicht den 
Eindruck, daran etwas ändern zu wollen.
Die AfD-Fraktion ist auf Grund einiger Personalunionen mit dem Stadtrat in Zwickau 
recht gut vernetzt. Sie macht bisher davon im Kreistag allerdings wenig Gebrauch.
Weder die NPD noch die AfD sind in Ausschüssen vertreten. Von daher beschränkt 
sich bei beiden die Arbeit auf den Kreistag. Bei Abstimmungen stimmen beide meist 
ähnlich oder gleich ab. Auffällig ist einzig die komplette Ablehnung zum Thema Asyl, 
ansonsten gibt es kaum nennenswerte Äußerungen.
Die anderen Fraktionen nehmen kaum Kenntnis von AfD und NPD, was auch ihrer 
Begrenzung in der Themenwahl geschuldet ist. 
Landkreis Görlitz
Die NPD-Gruppe im Kreistag Görlitz hat sich gleich zu Beginn der Legislatur gespalten. 
Heute gibt es zwei Gruppen zu je zwei Abgeordneten. Neben der NPD existiert noch 
eine Gruppe mit dem Namen Bürgerbündnis. Es ist nicht erkennbar, dass die beiden 
Gruppen noch miteinander zu tun haben. Beide Gruppen treten so gut wie nicht in 
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Erscheinung. Lediglich einzelne wortgewaltige Wortbeiträge gibt es vom Gruppen-
vorsitzenden der NPD (früherer Mitarbeiter der NPD-Landtagsfraktion). Zusammen-
arbeit mit anderen Fraktionen oder Kreisräten ist nicht zu erkennen. Es entsteht der 
Eindruck, dass die vier Abgeordneten weitgehend sozial isoliert sind.
Die AfD ist mit 7 Mitgliedern gleich stark wie die SPD. Sie belegen nach CDU, Freien 
Wählern und Linken Platz 4. Sie beteiligen sich an Debatten, wirken dabei aber 
kommunalpolitisch unerfahren. Ihre Änderungsanträge werden meist abgelehnt, 
weil sie fehlende Sachkenntnis offenbaren. Allerdings nutzen sie Themen wie z.B. 
die Sportstättensatzung des Landkreises aus, um populistische Politik zu machen. In 
diesem Fall wollen sie die Gebührenfreiheit für Kinder und Jugendliche erreichen und 
begründeten, dass ja genügend Geld da sei, wie man an der Versorgung der Flücht-
linge sehe. Inhaltliche Schwerpunkte sind nicht zu erkennen. Zwei MdL sitzen in den 
Reihen der AfD-Fraktion und bringen Erfahrungen aus dem Landtag in die Debatten-
beiträge ein.
Eine kontinuierliche Zusammenarbeit zwischen AfD und anderen Fraktionen ist nicht 
zu erkennen. Allerdings verabschiedete der Kreistag im Frühjahr 2016 sein Haus-
haltssicherungskonzept mit den Stimmen von CDU/FDP, AfD und NPD gegen Freie 
Wähler, SPD, Grüne und Linke. Hier kam es offensichtlich zu Absprachen zwischen 
CDU und AfD. Ein Ergänzungsantrag der AfD wurde mit Hilfe der CDU-FDP angenom-
men, im Gegenzug sicherte die AfD mit ihren Stimmen die knappe Mehrheit für das 
Haushaltssicherungskonzept.
Während die NPD tatsächlich isoliert wirkt, scheint das Verhältnis zur AfD eher wie ein 
gegenseitiges Fremdeln zu sein. Isoliert sind die Mandatsträger der AfD nicht.
Landkreis Bautzen
Die NPD-Fraktion im Kreistag wurde wegen Parteiaustritten aufgelöst. Drei Kreisräte 
haben eine neue Fraktion gegründet (Bürgervereinigung für Freiheit und Mitbe-
stimmung), die anderen beiden sind fraktionslos. Die Aktivitäten im Kreisrat sind 
überschaubar, gelegentlich gibt es Anfragen, bevorzugt zum Thema Asyl. Es scheint 
jedoch eher so, dass man seine Aktivität vermehrt auf außerparlamentarische Dinge 
lenkt (Asylproteste etc.).
Die AfD verfügt lediglich über einen Sitz. Anwesenheit ist überschaubar, teilweise 
werden konfuse Fragen gestellt. Es gibt keinerlei Zusammenarbeit.
Der Umgang mit den (ehemaligen) NPD-Kreisräten ist höflich-distanziert. Nach Auflö-
sung der NPD-Fraktion wurde in Absprache aller anderen Fraktionen verhindert, dass 
ehemalige NPD-Leute in einen Ausschuss kommen.
Vogtlandkreis
Von den drei NPD-Kreisräten beteiligt sich nur einer, der ehemalige Landtagsabgeord-
nete Arne Schimmer, aktiv und mit sprachlich gewandten, wenn auch deren „Kernthe-
men“ betreffenden Redebeiträgen im Kreistag. Die Redebeiträge finden des öfteren 
Beifall bei Mitgliedern der AfD und der DSU. Zu nahezu jeder zweiten Sitzung wird ein 




Die AfD/DSU-Kreisräte verhalten sich sehr wertkonservativ. Fraktionsvorsitzender 
ist ein Landarzt. Herausragend, wenn auch eher im befremdlichen Sinne, ist Ulrich 
Lupart, bis zum Sommer 2016 Mitglied der DSU und ehemaliger Bürgermeister in 
Oelsnitz/Vogtland. Er ist 2016 in die AfD eingetreten und wird voraussichtlich Direkt-
kandidat bei der Bundestagswahl 2017 im Vogtland werden. Er ist ein „Dampfplau-
derer“, bei dessen sehr häufigen Redebeiträgen sich die meisten Kreisräte genervt 
wegdrehen.
Bei Abstimmungen zum Thema Asyl – selbst wenn wie jünst der bisherige angestellte 
Asylbeauftragte des Landkreises Amtsleiter werden soll – stimmen NPD, AfD/DSU und 
größere Teile der CDU zusammen dagegen.
Landkreis Mittelsachsen
Die NPD ist seit der Kreistagswahl 2014 statt mit bislang vier nunmehr nur noch mit 
drei Personen im Kreistag Mittelsachsen vertreten. Die Gruppe um deren strategi-
schen Kopf und ehemaligen Kreisvorsitzenden Wilko Winkler aus Mühlau hat seit der 
konstituierenden Sitzung des Kreistages keinerlei nennenswerte kommunalpoliti-
sche Aktivitäten im Kreistag mehr entfaltet. Im Gegenteil: Nachdem Kreisrätin Bianca 
Blumstein Anfang Oktober 2015 aus der Partei austrat, vollzog nun auch Winkler im 
Frühjahr 2016 diesen Schritt. Von den 98 Mitgliedern des Kreistages hat nunmehr nur 
noch eines ein NPD-Parteibuch. Die Gruppierung scheint auch bis Mitte der Wahl-
periode Ende 2016 nie wirklich kommunalpolitisch Fuß gefasst zu haben und vermag 
auch im vorpolitischen Raum kaum kommunalpolitische Themen zu thematisieren 
oder gar in ihrem Sinne zu skandalisieren.
Dem gegenüber ist mit der zurückliegenden Kreistagswahl 2014 mit der Wahl der AfD 
eine neue kommunalpolitische Kraft im nationalistischen Spektrum erwachsen. Zwar 
erreichte die Gruppierung mangels in der Region bekannter Persönlichkeiten mit vier 
gewählten Mitgliedern im Kreistag Mittelsachsen nicht einmal Fraktionsstärke und 
landete – im ländlichen Sachsen eher unüblich – gar hinter den Grünen. Die Grup-
pierung um den an der TU Bergakademie Freiberg tätigen Professor und mittelsäch-
sischen Bundestagskandidaten Heiko Hessenkemper und die Landtagsabgeordnete 
Andrea Kersten fällt thematisch nahezu ausschließlich im Zusammenhang mit der 
Unterbringung von Asylsuchenden und einer vermeintlichen „Überfremdung“ des 
Landkreises auf. Der Versuch, kommunalpolitische Themen wie die Schließung eines 
kreiseigenen Krankenhauses seriös für sich einzunehmen, scheitert an der notwendi-
gen thematischen Auseinandersetzung. Hingegen wird seitens der AfD versucht, das 
Thema Asyl thematisch mit Demonstrationen auf Marktplätzen zu flankieren. Auffal-
lend ist, dass nahezu ausschließlich Hessenkemper in den Kreistagssitzungen für die 
AfD in Erscheinung tritt, selbst die Landtagsabgeordnete Kersten vermag kaum eige-
ne Akzente zu setzen. 
Der Umgang der mittelsächsischen CDU zur AfD ist recht ambivalent: Zwar gibt 
es keinerlei offizielle Kooperation mit der AfD, doch wird eine zukünftige – mittel-
fristige – Zusammenarbeit mit der AfD seit September 2016 seitens der CDU/
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RBV-Kreistagsfraktion nicht mehr ausgeschlossen.1 Schon jetzt ist eine gegenseitige 
Sympathie zwischen CDU und AfD in Mittelsachsen etwa bei Redebeiträgen durch 
vereinzelte Beifallsbekundungen zu bemerken.
Eine klare inhaltliche und politische Abgrenzung zur AfD verkörpern die Fraktionen 
von SPD/Grüne und der Freien Wähler mit hoher Glaubwürdigkeit. Vereinzelt fielen 
Kreistagsmitglieder der Linken mit zustimmenden Voten zu Anträgen der AfD im 
Zusammenhang mit der Neuaufstellung der kreiseigenen Krankenhausgesellschaft 
auf. Der Abgrenzungskurs der CDU gegenüber der AfD wird nunmehr nicht mehr so 
konsequent aufrechterhalten wie noch am Anfang der Wahlperiode. Vereinzelt fällt 
auch die FDP beim Thema Asyl mit Redebeiträgen auf, die rhetorisch an Argumenta-
tionsmuster der AfD anknüpfen.
Handlungsempfehlungen
Umgang mit der NPD
Die Berichte aus den Kreistagen zeigen, dass der NPD überall der Status einer „norma-
len demokratischen Partei“ abgesprochen wird und sie weitgehend isoliert ist. Hier 
zeigt die beharrliche Arbeit, die demokratiefeindlichen Einstellungen der NPD klar 
herauszuarbeiten und öffentlich zu machen, Wirkung. Trotz der natürlich weiterhin 
gegebenen Rechte als gewählte MandatsträgerInnen, ist eine „normale“ Partizipation 
an den kommunalpolitischen Prozessen weitgehend verunmöglicht worden, scheint 
aber von der NPD auch kaum noch erwünscht zu sein. Diese hat ihren Aktionsschwer-
punkt, insbesondere seit dem Ausscheiden aus dem Landtag, zurück in die außer-
parlamentarische Arbeit verlegt. In den Kreistagen macht die NPD vor allem durch 
Parteiaustritte und Fraktionsauflösungen auf sich aufmerksam. Gleichwohl sollte man 
sie nicht gänzlich aus den Augen lassen. Sie ist weiterhin Teil einer unübersichtlicher 
gewordenen rechten Bewegung.
Das NPD-Verbotsverfahrens ist im Januar 2017 vor dem Bundesverfassungsgericht 
gescheitert. Die verbliebenen Mandatsträger werden weiterhin in den Kreistagen 
sitzen. Es bleibt abzuwarten, ob sie hier noch einmal eine größere Bedeutung erlan-
gen können.
Jedenfalls aktuell scheint die NPD den Kampf um die Parlamente verloren zu haben, 
der Kampf um die Köpfe und die Straße ist jedoch weiter aktuell. Durch neue Akteure, 
gemäßigtere wie noch radikalere, ist dieser jedoch deutlich unübersichtlicher gewor-
den als noch vor einigen Jahren.




Umgang mit der AfD
Deutlich mehr diskutiert wird der Umgang der demokratischen Parteien mit der 
AfD. Erschwert werden hier einheitliche Handlungsempfehlungen dadurch, dass die 
einzelnen AfD-MandatsträgerInnen sehr unterschiedliche Ziele und Herangehenswei-
sen haben, wie die Berichte aus den Kreistagen zeigen.
Beim Umgang mit der AfD in den Räten lassen sich aber wohl vor allem die folgenden 
„Probleme“ identifizieren:
1. Der Fraktionsstatus für 4 oder sogar noch weniger MandatsträgerInnen führt 
dazu, dass auch die AfD in Ausschüssen und Gremien vertreten ist und über ande-
re parlamentarische Rechte verfügt.
2. Die AfD nutzt teilweise Themen und Antragsideen der anderen Parteien aus 
vergangenen Legislaturperioden. Dies macht eine Ablehnung schwierig.
3. Eine vertiefte Auseinandersetzung mit den AfD-Anträgen, die sich beispielsweise 
durch Änderungsanträge manifestieren würde, birgt die Gefahr, einem solchen 
Antrag schlussendlich zustimmen zu müssen oder in argumentative Probleme zu 
geraten.
4. Nicht in allen, aber doch in einigen Räten verzichtet die AfD auf scharfe Angrif-
fe gegen andere Parteien oder ihre VertreterInnen. Man bemüht sich um einen 
betont kollegialen und fairen Umgang.
Zu Nummer 1 sollte die ganz klare Position aller Demokratinnen und Demokraten 
sein, dass sich die Demokratie nicht schützen lässt, indem man sie einschränkt. Insbe-
sondere BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kämpfen seit Jahren für mehr Rechte der einzelnen 
kommunalen MandatsträgerInnen und eine geringe Fraktionsstärke. Diese Rechte 
stehen allen gewählten MandatsträgerInnen zur Verfügung. Man erweist der Sache 
einen Bärendienst, würde man über Geschäftsordnungstricks die Rechte rechtspopu-
listischer MandatsträgerInnen zu beschneiden versuchen. Dies gilt im Übrigen selbst 
für Personen oder Parteien, die der Demokratie feindlich gegenüber stehen oder sie 
abschaffen wollen, wie etwa die NPD.
Bei der Anwendung der Strategie unter Nummer 2 ist es meist so, dass die AfD die 
entsprechenden Anträge nicht eins zu eins kopiert, sondern etwas abwandelt. Hier 
bietet sich meist inhaltliches Argumentionsmaterial, das eine Ablehnung begründen 
kann. Meist können die handelnden Personen auch nicht ganz aus ihrer Haut und 
vermischen das Thema dann doch wieder mit für Grüne problematischen Forderun-
gen aus dem Bereich Asyl. Dann fällt eine begründete Ablehnung um so leichter. Ist 
das Thema ein auch für Grüne sehr wichtiges, kann das Heil oft nur in der Flucht nach 
vorn gesucht werden. Denkbar ist, einen eigenen, umfangreicheren und noch besser 
ausgearbeiteten Antrag ins Verfahren zu bringen, sobald man Initiativen der AfD in 
eine bestimmte Richtung wittert.
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Sehr vom jeweiligen Einzelfall und vom generellen Auftreten der jeweiligen AfD-Ver-
treter ist der Umgang mit eigenen Anträgen der AfD. Es dürfte immer die Mühe wert 
sein, die Anträge inhaltlich genau zu betrachten und dadurch mögliche Widersprüche 
und Probleme herauszuarbeiten. Eine konstruktive Mitarbeit, etwa durch Änderungs-
anträge sollte aber wohl überlegt sein. Diese werten den Antrag auf und können 
den Anschein der Zusammenarbeit erwecken, obwohl dies vielleicht tatsächlich gar 
keine Grundlage hat. Gerade bei AfD-Fraktionen, die ansonsten fast ausschließlich mit 
rassistischen Positionen auf sich aufmerksam machen, ist dies höchst problematisch.
Nummer 4 ist für sich genommen natürlich kein Problem. Es sollte positiv zur Kennt-
nis genommen werden, wenn die politische Kultur geachtet wird. Häufig ist das nicht 
der Fall und das politische Klima extrem vergiftet. Man sollte dabei allerdings nicht 
vergessen, dass die AfD insgesamt scharfe und auch unredliche Angriffe gegen ande-
re Parteien, insbesondere gegen die Grünen, fährt, die nicht dadurch vergessen sein 
können, dass ein einzelner AfD-Kreisrat eigentlich ein ganz netter Typ ist.
Sehr lesenswert mit zahlreichen Zahlen und Analysen zu diesem Thema:
Anna Gorskih / Grit Hanneforth / Michael Nattke (Weiterdenken)




Fazit dieser Schrift sind drei überdenkenswerte Voraussetzungen für den Erfolg der AfD:
1. Legitimationskrise der repräsentativen Demokratie
2. Gesellschaftliche Geringschätzung von Menschenrechten und Diversity
3. Polarisierung und Tatsachsenbehauptungen ohne Widerspruch durch 
etablierte Parteien
Jenseits des politischen Tagesgeschäfts in den Kommunalparlamenten sollte das 
Augenmerk auf diese Voraussetzungen und mögliche Strategien dagegen gerichtet 
werden. Leider geben es die Bedingungen und die Ressourcen in der Kommunal-
politik oft gar nicht her, sich neben dem Tagesgeschäft solchen Überlegungen zu 
widmen. Es ist deshalb auch wichtig, weiter für Verbesserungen der Bedingungen in 
der kommunalen Demokratie zu kämpfen, damit die Handelnden überhaupt in die 
Lage versetzt werden, die Legitimationskrise durch intensive Arbeit zu überwinden.
Grundzüge rechtsextremer Ideologie
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In den vergangenen Jahren hat die Zahl der asylfeindlichen, rechtsextremen und 
neonazistischen Demonstrationen in Sachsen deutlich zugenommen. Die Zahl der 
Akteure in diesem Bereich ist zudem deutlich vielfältiger geworden. Häufig treten 
Personen in Erscheinung, die sowohl für die Behörden als auch für die Zivilgesell-
schaft bis dahin Unbekannte waren.
Sächsische Kommunen waren schon in der Vergangenheit häufig Schauplatz für 
Aufmärsche von Rechtsextremen und deren politisches Umfeld gewesen. Konnten 
vor Jahren noch vor allem die Demonstrationen der NPD und der – mit ihr teilweise 
eng verbundenen – Kameradschaften, die teils auch überregionales Aufsehen erzeugt 
hatten, mitunter mehrere tausend TeilnehmerInnen mobilisieren, etablierte sich in 
den vergangenen Jahren – vor allem unter dem Label „asylkritischer Protest“ – eine 
Vielzahl von unterschiedlichen Versammlungsgeschehen in Sachsen.
Gerade im Zusammenhang mit der Inbetriebnahme von Flüchtlingsunterkünften 
bildeten sich regelmäßig so genannte „Nein zum Heim-Initiativen“, die sich in aller 
Regel als regionale Ableger von Pegida verstanden und nicht selten mit ortansässi-
gen Neonazis verbunden waren. Diese –GIDA-Bewegung dominierte ab Ende 2014 
teilweise massiv das neurechte Versammlungsgeschehen in Sachsen. Dazu kamen 
spätestens ab Mitte 2015 vermehrt Demonstrationen, die von der AfD und ihrem poli-
tischen Umfeld angemeldet wurden. Trotz dieser großen Zahl neuer Akteure in der 
Organisation des rechten Demonstrationsgeschehens blieb zugleich auch die Zahl 
der Versammlungen der NPD weiter auf hohem Niveau – ebenfalls mit einem deut-
lichen Anwachsen der Teilnehmenden-Zahl gegen Ende 2015. Gerade bei größerer 
Mobilisierung verwischen die Abgrenzungen zwischen den verschiedenen Organisa-
tionsgraden des rechten Spektrums massiv und lassen teils keine eindeutige Zuord-
nung mehr zu. 
Insgesamt hat sich somit ein starkes und vielfach nicht nur lokal wahrnehmbares 
rechtes Versammlungsgeschehen in Sachsens Kommunen entwickelt und teil-
weise verstetigt. Die hohe Zahl und Dichte dieser Demonstrationen ist nicht nur 
eine Herausforderung für die Polizei, sondern auch für die jeweiligen Kommunen, 
in denen sie stattfinden. Nicht selten folgten Diskussionen über den politischen 
Umgang mit ihnen.
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Rechte Demonstrationen als Herausforderung 
Wird in einer Kommune ein rechtsextremer Aufmarsch oder eine asylfeindliche 
„Mahnwache“ vor einer Flüchtlingsunterkunft angezeigt, wirken die politisch Verant-
wortlichen in der Stadt nicht selten im Umgang mit dieser Situation überfordert. Dies 
gilt einmal mehr, wenn es in der Gemeinde bisher keine derartigen Demonstrationen 
gegeben hat – dies war meist bei den Protesten gegen Flüchtlingsunterkünfte der 
Fall. Vielfach fehlt es daher an einem grundsätzlichen politischen und verwaltungs-
mäßigen Konsens vor Ort darüber, wie mit rechtem Demonstrationsgeschehen umge-
gangen werden soll. Zwar zeigt das Beispiel Dresden, dass auch langjährige Erfahrung 
mit Demonstrationen des rechtsextremen Spektrums nicht zwangsläufig zu einem 
souveränen Umgang mit den neurechten Demonstrationen, insbesondere PEGIDA, 
geführt hat, allerdings ist auch hier das Problem vor allem in jenem fehlenden admi-
nistrativen und politisch-gesellschaftlichen Konsens zu suchen.
Fehlt ein solcher Konsens, erliegen Kommunen vielfach dem Versuch, vermeintlich 
einfache Wege zu beschreiten. Am Anfang steht häufig die Überlegung, die ange-
zeigten Versammlungen durch Auflagen massiv zu beschränken oder aber gleich ein 
rechtliches oder faktisches Verbot der Demonstrationen zu bescheiden. Ein Schritt, 
der in der Regel nur zu scheinbarer Sicherheit führt. Häufig gehen die Anmelder der 
rechten Demonstrationen rechtlich gegen die Auflagen und insbesondere Verbo-
te vor – häufig mit Erfolg. Gelingt der repressive Umgang mit der rechtsextremen 
Versammlung nicht, wird vielfach darauf gesetzt, die Demonstration zu ignorieren 
und ihr gar nicht erst die „Aufmerksamkeit“ zu Teil werden zu lassen, die vermeint-
lich erst durch Gegenproteste oder andere abgrenzende Aktionen entstehen könnte. 
Hinter dieser Argumentation steht die Logik, dass durch eine – vorrangig mediale – 
Rezeption der rechtsextremen und asylfeindlichen Demonstrationen das Rufbild der 
jeweiligen Kommune in Mitleidenschaft gezogen wird. Dies gilt umso mehr, wenn 
eine „Aufwertung“ durch Gegenprotest befürchtet wird. 
Nicht selten führt aber erst diese Fixierung auf das Image der Kommune zum Gegen-
teil eines entschlossenen Handelns und macht damit die rechtsextremen Strukturen 
langfristig stark, da sie auf keinen wahrnehmbaren Widerstand stoßen, was in der 
Regel dem Ruf der Stadt dann schlussendlich weit mehr schadet als ein offensiver 
Umgang mit rechtsextremen Strukturen in der Stadt und einer klaren Adressierung 
des Problems durch die Stadtspitze und die Zivilgesellschaft. Dies liegt allerdings 
nicht selten daran, dass es ein falsch verstandenes Neutralitätsverständnis gegenüber 
rechtsextremen und neurechten Versammlungen gibt. Natürlich dürfen Amtsträger 
nicht offiziell als Stadt zu Gegenprotesten mobilisieren, als Personen dürfen diese 
aber sehr wohl einen Haltung haben, die sie nach außen auch darstellen können. Das 
Agieren der Oberbürgermeister von Jena und Leipzig in den vergangenen Jahren 




Gerade in kleineren Gemeinden kommt als verstärkendes Problem noch hinzu, dass 
sich die unterschiedlichen Akteure innerhalb der Kommune, und somit auch die Orga-
nisatorInnen der rechtsextremen und neurechten Demos, persönlich kennen und teil-
weise auch miteinander zusammenarbeiten. Statt eines offenen Diskurses wird sich 
dann mitunter über die Demonstrationen ausgeschwiegen oder diese werden sogar 
stillschweigend für gut geheißen.
Wie umgehen mit rechtsextremen Versammlungen? 
Trotz der vielfältigen Herausforderungen für Kommunen im Umgang mit rechtsextre-
men und neurechten Versammlungen kann diesen mit wirksamen Strategien begeg-
net werden. Entscheidend ist es, eine sichtbare Gegenöffentlichkeit aufzubauen und 
eine grundrechtsfreundliche Auslegung des Versammlungsrechtes auch für den 
Gegenprotest einzufordern. 
Gegenprotest ist notwendig und sinnvoll
Ein wichtiges Instrument im Umgang mit neurechten Versammlungen ist ein sicht-
barer und wirksamer Gegenprotest, der möglichst breit von der Stadtgesellschaft 
getragen wird. Dabei geht es nicht nur um das Symbol nach Innen und nach Außen, 
dass die Stadt sich gegen Menschenfeindlichkeit und antipluralistische Aufmärsche in 
ihren Straßen wehrt, sondern auch um die Wirkung gegenüber den rechten Demons-
trationen selbst. Reflexartige Abwehrhaltungen, die sich gegen „jeden Extremis-
mus“ richten, haben dabei in der Vergangenheit wegen der bestehenden Kritik am 
Extremismusbegriff oftmals zum Ausschluss wichtiger zivilgesellschaftlicher Akteure 
geführt und dadurch den rechten Bestrebungen zusätzlich in die Hände gespielt. Als 
Lehre daraus sollten daher statt ausgrenzender Worte lieber einladende und positive 
Formulierungen, bspw. in Aufrufen zu Gegendemonstrationen, gewählt werden.
Gegenprotest ist zudem auch wichtig, weil erhebliche Teile der neuen Rechten, aber 
auch der bisherigen Akteure zunehmend weniger auf die unmittelbare Wirkung ihrer 
Aufmärsche setzen, sondern vielmehr auf die entstehenden Bilder, die vielfach über 
nicht-klassische Medien, wie soziale Netzwerke und Videokanäle, verbreitet werden. 
Schon aus diesem Grund sind Überlegungen, den rechten Versammlungen durch 
bloßes Ignorieren die Aufmerksamkeit zu entziehen nur bedingt tauglich – sie unter-
schätzen, dass die unmittelbare Wirkung auf der Straße eben nur eine unter vielen ist, 
auf die das Demonstrationsgeschehen abstellt. 
Diese Bilder funktionieren umso stärker, je eher das Gefühl entsteht, in der öffentli-
chen Darbietung ungestört zu sein und somit einen Hegemonialanspruch auf der 
Straße ausüben zu können. Diese Ausübung von Hegemonie ist insbesondere in der 
neuen Rechten ein wichtiger Dreh- und Angelpunkt der Ideologie und folglich auch 
des Auftretens. Je stärker diese Überlegenheit zugelassen wird, umso mehr führt dies 
zu Allmachtsphantasien, was im schlimmsten Fall zur Ausübung von Gewalt führen 
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kann. Wie schnell aus einem solchen Klima der Angst auch Taten des Hasses werden 
können, hat die hohe Zahl an Angriffen auf Geflüchtete und ihre Unterkünfte in Sach-
sen in den Jahren 2015 und 2016 deutlich gezeigt. 
Nicht unterschätzt werden darf zudem, wie diese Hegemonie auf der Straße sich auf 
Andersdenkende und potenziell Betroffene rechter Gewalt auswirkt. Entsteht ein Bild, 
dass es „auf der Straße“ keine Gegenwehr gegen rechtsextreme Demonstrationen 
gibt, führt dies nicht selten zu einer starken Wahrnehmung, dass diese Positionen still-
schweigend toleriert werden. Diese stillschweigende Akzeptanz mündet im schlimms-
ten Fall darin, dass sich Menschen aus Angst um ihre Sicherheit nicht mehr auf die 
Straße trauen.
Alleine um den Rechtsextremen und Antidemokraten weder symbolisch noch 
tatsächlich „die Straße“ zu überlassen und so ein Klima von Angst und Hass zu beför-
dern, ist ein Gegenprotest notwendig. Er ist aber auch deswegen sinnvoll, weil er dazu 
führen kann, dass die Anmelder der rechten Versammlungen und die Teilnehmenden 
spüren, dass sie auf Widerstand in der Bevölkerung stoßen. Dies kann darin münden, 
dass auf weitere Demonstrationen verzichtet wird oder sich zumindest der Zulauf zu 
selbigen deutlich reduziert, weil die Anschlussfähigkeit für erhebliche Teile der Bevöl-
kerung sinkt. Der entschlossene Protest gegen den einstigen europaweit größten 
Naziaufmarsch in Dresden am 13. Februar und die ausdauernden und breiten Gegen-
aktivitäten zu LEGIDA in Leipzig haben die Notwendigkeit und Wirksamkeit von direk-
tem Gegenprotest beispielsweise deutlich unter Beweis gestellt.
Für die Wirksamkeit und eine breite Mobilisierung des Gegenprotestes ist auch das 
Verhalten der Stadtspitze entscheidend. Eine klare Haltung für Demokratie und 
Menschlichkeit muss offen im gesellschaftlichen Diskurs eingefordert werden. Bürg-
ermeisterInnen, die die Bürgerinnen und Bürger aufrufen, lieber zuhause zu bleiben, 
als sich rechten Umtrieben entgegenzustellen, tragen mittelbar zum Erfolg rechts-
extremer Aufmärsche bei. Es ist ein falsches Verständnis von Dialog, wenn man als 
BürgermeisterIn meint, man dürfe sich nicht gegen die Demonstrationen der „eige-
nen“ Bürgerinnen und Bürger stellen, weil dies ein legitimer Ausdruck politischer 
Meinungskundgabe ist und man sich als Stadtoberhaupt neutral zu verhalten habe. 
Diese Auffassung verkennt, dass es sich bei einer Vielzahl der Demonstrationen 
des rechten Spektrums um solche handelt, bei denen explizit gegen Grund- und 
Menschenrechte sowie unsere pluralistische Demokratie agitiert wird. Auch solche 
Äußerungen sind von der Meinungs- und von der Versammlungsfreiheit geschützt, 
sie haben aber kein Anspruch darauf unwidersprochen und somit ohne merklichen 
Gegenprotest zu bleiben. Haltungslosigkeit ist keine demokratische Tugend sondern 
eine Aushöhlung unserer Werteordnung – dies muss im öffentlichen Diskurs stets klar 
gemacht werden.
Bei Aktivitäten gegen rechte Versammlungen heißt es auch, die Unterschiedlich-
keit des Protestes anzuerkennen. Gerade wenn es kein breites Bündnis gegen einen 
Grundzüge rechtsextremer Ideologie
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rechtsextremen Aufmarsch gibt, dürfen diejenigen, die sich dagegen stellen nicht 
verunglimpft werden, solange der Gegenprotest mit friedlichen Mitteln und auf dem 
Boden unserer Verfassungsordnung ausgetragen wird. Wenn Protestformen, die 
aus politischen oder persönlichen Gründen nicht zu gefallen vermögen, diffamiert 
werden, erledigt man implizit das Geschäft der Rechtsextremen und Antidemokraten, 
die von derartigem Agieren maßgeblich profitieren. Deswegen sollte eine Pluralität 
von Menschenkette bis zur Gegenversammlung von allen demokratischen Akteuren 
zumindest toleriert werden.
Versammlungsrecht mit Augenmaß nutzen
Das Versammlungsrecht ist nicht geschaffen worden, um Versammlungen zu unter-
binden, sondern um sie zu gewährleisten – eine Erkenntnis, die sich nicht vollumfäng-
lich in jeder sächsischen Versammlungsbehörde niedergeschlagen hat. In unserem 
freiheitlichen Rechtsstaat kann nicht alles, was uns nicht gefällt, verboten werden. 
Deswegen ist es notwendig auch bei rechtsextremen Versammlungen mit Augenmaß 
zu agieren. Nichts ist problematischer, als den Anmeldern rechter Versammlungen 
einen Erfolg nach dem anderen zu organisieren, weil diese gerichtlich gegen abseh-
bar haltlose Auflagen erfolgreich vorgehen.
Anstatt sich irrigen Wegen wie dem vollständigen Verbot oder massiven Beschränkun-
gen hinzugeben, sollte das Versammlungsrecht indes klug zur Anwendung gebracht 
werden. Dazu gehört zum einen, Versammlungen rechtlich auch als solche zu bewer-
ten. Erst dies ermöglicht überhaupt taugliche Auflagen zu vollziehen. Zustände, wie 
beispielsweise in Dresden-Leuben, wo Anfang 2016 wochenlang neurechte Versamm-
lungen lediglich als Ansammlungen bewertet wurden und es entsprechend nicht 
einmal Auflagen für die Stellung von OrdnerInnen gab, sind Ausdruck einer falschen 
Auslegung des Versammlungsrechtes.
Entscheidend ist vielfach der praktische Umgang der Versammlungsbehörden mit 
dem Protest gegen rechtsextreme und neurechte Aufmärsche. Nicht selten werden 
die Gegenversammlungen als der wesentlich störendere Teil oder als gezielte Provo-
kation wahrgenommen und ein erhebliches Gefahrenpotenzial konstruiert, das zu 
massiven Auflagen in Bezug auf den Gegenprotest führt und diesen faktisch mitunter 
verunmöglicht. Neben der konkreten Wirkung, dass es dann mitunter keinen wirksa-
men Gegenprotest geben kann, führt dies auch zu einer Resignation in der Zivilgesell-
schaft und hemmt deren Engagement.
Es gibt aber versammlungsrechtlich weder ein Recht, ungestört demonstrieren zu 
können, noch ist es Aufgabe der Versammlungsbehörde politisch nicht opportunen 
Protest per se zu beschränken. Auch Gegenversammlungen sind Grundrechtsträger 
und dürfen nicht ohne weiteres beschränkt werden. Ein Protest in Sicht- und Hörweite 
soll, sofern es die Sicherheitslage zulässt, ermöglicht werden. Es gibt auch – anders als 
häufig behauptet – kein Erstanmelderprivileg wenn zwei Versammlungen denselben 
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Ort zur selben Zeit anmelden. Vielmehr ist der Zeitpunkt der Anmeldung nur ein 
Aspekt unter vielen, der in die Abwägung einzufließen hat, welche Versammlung den 
Platz erhält. Es gibt keine Abos auf bestimmte Orte durch die AnmelderInnen von 
Versammlungen. 
Wichtig ist vor allem, dass es keine evidenten Ungleichbehandlungen der Versamm-
lungen gibt. Wenn der Gegenprotest massiv beauflagt wird, während die rechte 
Versammlung nahezu ohne Einschränkungen durchgeführt werden darf, entsteht 
schnell ein Außenbild, welches an der Neutralität im Umgang mit den Protestformen 
zweifeln lässt.
Zudem ist es essenziell, dass die Versammlungsbehörden tatsächlich bei wiederkeh-
renden rechtsextremen Versammlungen eine Lernfähigkeit in Bezug auf die Auflagen 
an den Tag legen. Dies muss auch politisch deutlich eingefordert werden. Wiederholte 
Auflagenverstöße müssen durch die Sicherheitsbehörden auch konsequent geahndet 
werden, sonst stumpfen sie als Instrument vollkommen ab. Die Polizei kann schluss-
endlich in der Regel nur die Auflagen durchsetzen, die die Versammlungsbehörde 
erteilt hat. Deswegen darf man diese in den Kreisen und kreisfreien Städten nicht aus 
der Verantwortung entlassen, wenn es um einen geeigneten Umgang mit rechts-
extremen und neurechten Versammlungen geht. Es ist ein Umgang mit Augenmaß 
geboten, der das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit schützt und gleichzeitig mit 
den Mitteln des Versammlungsrechtes auf notwendige Erfordernisse reagiert – der 
einfachste Weg ist hier selten der richtige.
Zivilgesellschaftliche Strukturen und gelebte Werte als Schlüssel gegen  
rechte Strukturen
Sich verfestigende Aufmärsche rechter Strukturen sind vielfach auch ein Ausdruck 
einer gesamtgesellschaftlichen Stimmung innerhalb der Kommunen. Gegendemons-
trationen und Agieren über das Versammlungsrecht sind daher stets nur Mittel, die 
gegen rechtsextreme und demokratiefeindliche Demonstrationen helfen können, 
wenn eigentlich bereits das Kind sprichwörtlich in den Brunnen gefallen ist. Viel wich-
tiger ist, von Anfang an vor Ort jene zivilgesellschaftlichen Strukturen zu stärken, die 
demokratische Bildung vermitteln und die positive Aspekte demokratischen Engage-
ments in der Kommune sichtbar leben. Dazu gehören auch Initiativen, die sich für die 
Integration von Geflüchteten engagieren und eine wichtige Grundlage für ein vielfäl-
tiges Zusammenleben legen. 
Dies bedeutet, in den Kommunen eine möglichst vielfältige Vereinslandschaft zu 
fördern, befördern und unterstützen müssen, damit sich wirkmächtige zivilge-
sellschaftliche Strukturen herausbilden können. Zudem müssen Maßnahmen der 
Jugendarbeit effektiv und umfassend gefördert werden, um auch hier die notwendi-
gen Strukturen für die Vermittlung einer demokratischen Kultur zu legen.
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Auch im Alltäglichen braucht es innerhalb der Stadtgesellschaft das Zeigen von 
Haltung und das Leben und Vorleben demokratischer Werte. Nur wenn rechte Paro-
len, rassistische Ressentiments und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit auch 
tagtäglich nicht unwidersprochen bleiben, besteht die Chance, dass ein Klima der 
Angst und des Hasses, was sich in rechten Demonstrationen kulminiert, gar nicht erst 
entstehen kann. Stadtspitze und die gewählten politischen Repräsentanten haben 
beim Zeigen einer solchen Haltung eine zentrale Vorbildfunktion gegenüber der 
Stadtgesellschaft. Auch frühzeitige Beteiligungsverfahren bei kommunalpolitischen 
Entscheidungen bewirken eine Steigerung in demokratische Prozesse und Entschei-
dungsträger und sind grundsätzlich zu erwägen.
Was tun, wenn ...
... ein Mensch aufgrund seiner Hautfarbe, seiner Herkunft, seiner Lebensweise , seines 
Glaubens oder seiner politischen Ausrichtung auf der Straße, in der Bahn oder sonst 
wo angegriffen wird?
... Du selbst von gewalttätigen Rechtsradikalen angegriffen wirst?
Grundsätzlich
Es gibt keine Patentrezepte! Die Situation ist abhängig von Ort, 
Täterprofil, anderen Beteiligten und dem Opfer.
Die Polizei sollte in jedem Fall verständigt werden. Gehe nicht davon aus, dass andere 
dies tun! Erstatte in jedem Fall Anzeige bzw. melde Dich als Zeuge !
Niemand erwartet, dass Du den “Helden” spielst, um anderen zu helfen!
Sei Dir im klaren darüber, zu welchem persönlichen Risiko Du bereit bist und was Du 
in der Situation leisten kannst!
Setzt keine Abwehrwaffen, wie z.B. Messer ein. Verwende Signalgeräte, wie Trillerpfei-
fen o.ä. oder schreie laut und schrill ! Du erzeugst so Aufmerksamkeit um den Täter in 
der ersten Schrecksekunde zu stoppen!
 
Was tun, wenn ein “Anderer” in Bus oder Bahn angegriffen wird?
Fordere den/die FahrerIn auf, die Polizei zu rufen. Er/sie ist dazu verpflichtet und kann 
sonst wegen unterlassener Hilfeleistung angeklagt werden.
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Wenn Du nicht direkt zum/zur FahrerIn gelangst, fordere andere Fahrgäste auf, 
diese(n) zu informieren. Sprich Menschen dazu direkt an – z. B.: “Sie da in der roten 
Jacke...” .
Fordere andere Mitfahrende direkt auf, sich mit dem Opfer zu solidarisieren. Die Situ-
ation wird so für den Angreifer unberechenbar und unüberschaubar. In der Regel 
scheut er dieses Risiko und verlässt den Ort!
Nimm, wenn möglich, direkten Kontakt zum Opfer auf. Versuche das Opfer aus der 
Situation herauszunehmen!
Versuche Körperkontakt zum Täter zu vermeiden, es sei denn, ihr seid in der Überzahl 
um jemanden beruhigend festzuhalten!
Nehme andere mit in Verantwortung! Je mehr Du gewinnen kannst
um so stärker ist der Eindruck gegenüber dem Gewalttäter!
Was tun, wenn Du selbst bedroht wirst?
Versuche wegzulaufen! Versuche dahin zu flüchten, wo viele Menschen sind. Fordere 
diese auf, Dir zu helfen! Gibt es in der Nähe einen geschützten Raum, laufe dahin und 
verlasse diesen nicht, bevor Hilfe für Dich gewährleistet ist!
Kannst Du nicht weglaufen, versuche zu reden! Dies kann vielleicht helfen. Du solltest 
aber nicht aggressiv, drohend oder beleidigend wirken! 
Die meisten gewalttätigen Gruppen haben einen Anführer. Versuche diesen direkt 
anzusprechen. Er entscheidet über weitere Schritte! Sprich ruhig, laut und deutlich, 
erkläre ihm, was Du von der Situation hältst. Höre zu, was Deine Angreifer zu sagen 
hat. Du gewinnst so etwas Zeit!
Verliere nicht die Nerven! Vermeide Panik und Hektik! 
Wenn Du ruhig bist, wirkt das auch auf die Täter beruhigend. Flehe die Angreifer nie 
an und verhalte dich nicht unterwürfig! Ergreife die Initiative, um die Situation zu 
Deinem Vorteil zu verändern! So bist Du nicht mehr in der Opferrolle!
Tue etwas Unerwartetes! Versuche die Lage zu Deinem Vorteil zu verändern! Nutze 
dazu den Überraschungseffekt und lenke die Täter ab!
Wenn dies alles nicht hilft, keine Hilfe von außen zu erwarten ist, bleibt Dir nichts 
anderes als den Anweisungen der Täter zu folgen!
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Körperliche Gegenwehr wird in der Regel mit brutaler Gewalt 
beantwortet! Halte Abstand zu den TäterInnen.  
Vermeide möglichst jeden Körperkontakt!
Weitere Lesehinweise zur Frage „Was tun?“
http://www.netz-gegen-nazis.de/lexikon/was-tun
Unter anderem mit den Fragen: 
• Was kann ich tun, wenn plötzlich Nazis in „meinem“ Internetforum 
auftreten?
• An meiner Schule gibt es immer mehr Schüler mit rechtsextremen Ten-
denzen. Was kann ich tun?
• Was tun, wenn der Nachbar ein bekennender Rechtsextremer ist?
• Wir planen eine Veranstaltung zum Thema Rechtsextremismus. Was 
machen wir, um Störversuche von Neonazis zu verhindern?
• In dem Fanclub meines Fußballvereins machen sich Rechtsextreme breit. 
Was kann ich tun?
• Hilfe, mein Kind ist in einer rechtsextremen Clique!
• Wo gibt es Hilfe für Rechtsextreme, die aussteigen wollen?
• Was tun, wenn Onkel Rolf am Kaffeetisch rassistische Witze loslässt?
• Was tun, wenn rechtsextreme Eltern in Schule, KiTa oder Verein agitieren?
• Und viele weitere.
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Hilfe für die Opfer
Von Claudia Jerzak, überarbeitet und aktualisiert von Stefanie Gruner
Immer wieder werden Menschen in Deutschland aus rassistischen oder rechtsradika-
len Motiven, aus Hass gegen alles „Undeutsche“, körperlich angegriffen und verletzt. 
In den letzten Jahren sind zudem insbesondere Politikerinnen und Politiker aller 
Parteien, die sich gegen Rassismus oder Rechtsextremismus geäußert haben, sowie 
Journalistinnen und Journalisten, die über diese Thematik berichten ins Fadenkreuz 
rechter Gewalt geraten. Neben zahllosen Bedrohungen im Internet, per Mail, Post 
oder als „Botschaft“ an der Wand des Büros, der Zerstörung von Arbeitsmitteln (Kame-
ras, Büroräume, Fahrzeuge etc.) kommt es auch gegen diese immer wieder zu direkter 
körperlicher Gewalt.
Leider wird in Politik, Sozialarbeit und Medien vor allem über die Lage der Täter 
gesprochen, etwa schlechte Berufsaussichten, fehlende Jugendclubs oder Probleme 
im Elternhaus. Eine vergleichbare Aufmerksamkeit erfahren die Opfer dagegen nicht. 
Körperliche und psychische Folgen
Alle Opfer einer Straftat leiden nach der Tat nicht nur an den zugefügten körperli-
chen Verletzungen, sondern auch an den psychischen Folgen. Sie erleben sich selbst 
als ohnmächtig, ausgeliefert, hilf- und schutzlos. Nach einem Angriff mit körper-
licher Gewalt reicht schon die bloße Androhung eines erneuten Angriffs aus, um 
das Opfer einzuschüchtern. Die Tat greift nicht nur massiv in die Lebenssituation der 
Opfer, sondern auch in das ihrer Familie, Freunde und Bekannten ein. Die psychische 
Verarbeitung eines Angriffs dauert wesentlich länger als die Heilung körperlicher 
Schäden. Eine Retraumatisierung der Opfer während der Gerichtsverhandlung gegen 
die Täter ist nicht selten. 
Soziale Ausgrenzung der Opfer
Neben den individuellen körperlichen und psychologischen Folgen der Tat ist gerade 
bei rassistisch und rechtsradikal motivierten Taten die soziale Botschaft der Tat zu 
beachten: Es geht um die soziale Ausgrenzung und Vertreibung der Angegriffenen. 
Der Angriff gilt nicht eigentlich dem Angegriffenen als Einzelnen, sondern als Reprä-
sentant einer Gruppe. Das eigentliche Ziel ist die Verdrängung von „Ausländern”, 
„Linken” und „Asozialen” aus dem öffentlichen Raum und damit letztlich die Neufor-
mierung der Gesellschaft im Sinne der völkisch-nationalistischen Ideologie der Täter. 
Die Gewalttat reiht sich aus Sicht des Opfers in die Kette täglicher Diskriminierung 
und Anfeindung ein. Mangelndes gesellschaftliches Ansehen und Integration macht 
die Betroffenen in den Augen der Täter zu „leichten Opfern.“ Die Täter meinen, sich als 
„Vollstrecker des Volkswillens“ fühlen zu können. Hiervon werden sie insbesondere in 
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den sozialen Netzwerken immer wieder bestärkt. Leider bestärkt mitunter auch poli-
zeiliches Fehlverhalten die Abdrängung der Betroffenen. So kann das eigentliche Ziel 
des Angriffs, nämlich die Neuformierung der Gesellschaft nach dem völkischen Bild 
der Täter, Fortschritte machen. 
Wie reagiert die Gesellschaft auf den Ausgrenzungsversuch?
Allerdings liegt es in der Hand der gesellschaftlichen Akteure, ob die Täter ihr Ziel 
erreichen. Verstärkt die Reaktion der Gesellschaft die Ausgrenzung der Opfer durch 
Verdrängung oder gar heimliche Zustimmung oder wendet sie sich in praktischer 
Solidarität den Opfern zu? Verstärken diese die Ausgrenzung oder wirken sie ihr 
entgegen? Solidarisiert sich die Mehrheit insgeheim mit den Tätern und verdrängt 
die Tat und das Schicksal der Opfer oder wendet sie sich gegen die Täter, indem sie 
zu einer praktischen Solidarität mit den Opfern kommt? Das Ausbleiben öffentlicher 
Anteilnahme und praktischer Solidarität bestätigt dem Opfer seine Ausgrenzung 
und dem Täter die Richtigkeit und Akzeptanz seiner Tat, und das selbst dann, wenn 
er strafrechtlich verfolgt und verurteilt wird. So kann die Tat durch Schweigen und 
Wegsehen der Gesellschaft ihr eigentliches Ziel erreichen und bestärkt so den Zulauf 
zu den rechtsradikalen Cliquen. 
Ziel
Eine professionelle Beratung, Betreuung und Begleitung für Opfer rechtsextremer und 
fremdenfeindlicher Gewalt gibt es seit März 2000 in Leipzig und seit Juli 2001 in ganz 
Sachsen. Die Opferberatungsstellen arbeiten nach einem aufsuchenden Arbeitsan-
satz, um möglichst allen Opfern und potentiellen Opfern die Unterstützungsangebote 
aufzuzeigen. Sie unterstützen bei der Klärung der rechtlichen Situation und bei der 
psychischen Verarbeitung, sie vermitteln Kontakte zu RechtsanwältInnen, ÄrztInnen 
und PsychologInnen, sie unterstützen bei der Organisation von finanziellen Opfer-
entschädigungen. Außerdem bieten sie Begleitung zur Anzeigenerstattung und im 
Gerichtsverfahren an. Die Beratung und Betreuung ist nicht von der Erstattung einer 
Strafanzeige abhängig. Das Beratungsangebot ist kostenlos, Anonymität ist gewähr-
leistet. Das Vorgehen wird vom Betroffenen selbst bestimmt. 
Das Ziel der Beratung ist das Heraustreten aus der passiven Opferrolle und die Wieder-
erlangung der eigenen Handlungsfähigkeit. Die Opferberatung wirkt darüber hinaus 
auf eine öffentliche Solidarisierung mit den Betroffenen und eine Entsolidarisierung 
mit den Tätern hin. Dies kann nur erfolgreich sein, wenn es gelingt, eingeschliffene 
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Opferberatung.chemnitz@raa-sachsen.de
Onlineberatung
Neben den ortsgebundenen Beratungsstellen werden auch Beratungen per E-Mail 
oder in Chats zu bestimmten Themen angeboten. Informationen unter:
www.raa-sachsen.de
Rechte des Opfers vor Polizei, Staatsanwälten und Gerichten
Anzeige
Die Polizei und die Staatsanwaltschaft ist nach dem sogenannten Legalitätsprinzip 
verpflichtet zu ermitteln, wenn sie Kenntnis von Umständen erhält, die den hinrei-
chenden Verdacht begründen, dass eine Straftat vorliegt. Die „Anzeige“ ist nichts 
anderes als die Mitteilung an Polizei oder Staatsanwaltschaft, dass eine Tat vorliegt. 
Ist die Straftat daher etwa durch die Presse schon öffentlich, muss die Polizei tätig 
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werden, egal ob noch jemand eine „Anzeige“ macht oder nicht. Man muss auch nicht 
Opfer oder Zeuge der Tat sein. Eine Anzeige kann auch anonym gemacht werden, 
allerdings wird die Polizei dann kaum Ermittlungsansätze haben.
Für eine zeitnahe Anzeigenerstattung unmittelbar nach der Tat kann auch die Online-
wache der Polizei Sachsen genutzt werden:
https://polizei.sachsen.de/onlinewache/onlinewache.aspx
Man sollte sich trotz des Legalitätsprinzips und der Verpflichtung zu Ermittlungen 
trotzdem bei der Polizei oder besser gleich bei der Staatsanwaltschaft melden, wenn 
man Zeuge der Tat ist oder sonst etwas über den Tathergang erfahren hat. Auch das 
Opfer ist Zeuge. Vor Staatsanwalt und Gericht ist man als Zeuge verpflichtet, wahr-
heitsgemäße Aussagen zur Sache zu machen, wenn man sich dadurch nicht selbst 
oder einen Verwandten belastet. Der Zeuge hat das Recht, seine(n) RechtsanwältIn 
mitzunehmen. Es besteht zwar keine Pflicht, vor der Polizei auszusagen, jedoch ist 
dies sinnvoll, um die Strafverfolgung des Täters zu erleichtern. Gerade für nicht-
deutsche Opfer aber auch andere ist zu empfehlen, Aussagen bei der Polizei nur in 
Gegenwart eines Beistands eigener Wahl zu machen. Dem gefährdeten Zeugen kann 
in der öffentlichen Verhandlung gestattet werden, seinen Wohnort oder Angaben 
über seine Identität zu verschweigen. Außerdem kann während der Vernehmung die 
Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. 
Strafantrag
Beleidigungsdelikte (§§ 185-189 StGB), die vorsätzliche und fahrlässige einfache 
Körperverletzung (§§ 223, 229 StGB) oder die Sachbeschädigung wird nur auf Straf-
antrag des Opfers verfolgt, oder wenn die Staatsanwaltschaft ein „besonderes öffentli-
ches Interesse“ an der Strafverfolgung bejaht. Meistens ist auf dem Befragungsbogen 
der Polizei ein Kästchen, in dem angekreuzt werden kann, dass Strafantrag gestellt 
werden soll. Man sollte sich zudem die sogenannte „Tagebuchnummer“ oben rechts 
abschreiben, das ist das Aktenzeichen, unter dem die Polizei den Fall bearbeitet.
Der Strafantrag kann aber auch noch später beim Amtsgericht, der Staatsanwalt-
schaft oder der Polizei schriftlich gestellt werden. Der Strafantrag für Minderjährige 
wird durch die erziehungsberechtigten Eltern gestellt. Der Antrag ist aber spätestens 3 
Monate nach der Tat zu stellen. Allerdings sollte die Staatsanwaltschaft bei rassistischer 
Motivation des Täters das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung stets bejahen, 
tut sie dies nicht, zeigt sie nur, dass sie auf diesem Auge blind ist. 
Klageerzwingungsverfahren
Die Polizei gibt die Akten nach Ende der Ermittlungen an die Staatsanwaltschaft ab. 
Die entscheidet dann, ob sie das Verfahren einstellt, einen Strafbefehl beantragt oder 
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eine Anklage vor Gericht erhebt. Stellt die Staatsanwaltschaft das Verfahren ein, hat 
sie dies dem Strafantragsteller mitzuteilen. Der Strafantragsteller kann dann binnen 
zweier Wochen Beschwerde bei der Staatsanwaltschaft einlegen. Wird die Beschwer-
de abgelehnt, kann binnen eines Monats die Entscheidung des Oberlandesgerichts 
(OLG) beantragt werden (Klageerzwingungsverfahren). Es empfiehlt sich, dafür 
eine(n) RechtsanwältIn zu beauftragen. 
Verletztenrechte und Nebenklage im Prozess
In den letzten Jahren wurden die Rechte des Opfers im Prozess deutlich gestärkt. 
Der/die Verletzte hat auf Antrag das Recht, dass ihm/ihr der Ausgang des Verfahrens 
mitgeteilt wird. Er/sie kann auch über eine(n) RechtsanwältIn Akteneinsicht nehmen, 
diese(r) darf an der Hauptverhandlung teilnehmen. Neuerdings kann das Opfer auch 
ohne anwaltliche Vertretung Auskunft aus den Akten verlangen.
Bei Beleidigung und Körperverletzung kann sich der/die Verletzte zudem der Ankla-
ge des/der StaatsanwältIn auch als NebenklägerIn anschließen. Eine Nebenklage im 
Verfahren gegen Jugendliche (bis 18, eventuell bis 21 Jahre) gibt es aber nicht. Der/
die NebenklägerIn kann sich durch eine(n) RechtsanwältIn vertreten lassen, über 
diese(n) Akteneinsicht nehmen, bei der Hauptverhandlung anwesend sein, eine(n) 
RichterIn oder Sachverständigen wegen Befangenheit ablehnen, Fragen und Beweis-
anträge stellen sowie Erklärungen abgeben. Er/sie kann auch Rechtsmittel gegen 
einen Freispruch einlegen. Dem/der NebenklägerIn kann auf Antrag auf Staatskosten 
ein(e) RechtsanwältIn beigeordnet werden. Den Beiordnungsantrag stellt am besten 
der/die AnwaltIn, zu dem der/die Verletzte Vertrauen hat. Versteht der/die Nebenklä-
gerIn schlecht Deutsch, wird ein(e) DolmetscherIn gestellt. 
Schadensersatz und Schmerzensgeld
Der/die Verletzte hat Anspruch auf Ersatz seines Schadens wie Heilungskosten, Sach-
schäden, Erwerbsausfall oder Schmerzensgeld. Daher muss das Opfer einer Körper-
verletzung vor dem Amtsgericht (Zivilgericht) innerhalb von drei Jahren nach der 
Tat auf Schadensersatz und Schmerzensgeld klagen. Hier hilft es ihm, wenn bereits 
eine strafrechtliche Verurteilung vorliegt. Bei geringem Einkommen oder Sozialhilfe 
gewährt der Staat Prozesskostenhilfe für die Gerichts- und eigenen Anwaltskosten. 
Auch wenn der Täter im Augenblick nicht zahlen kann, bleibt der sogenannte „Titel“, 
also die Berechtigung wegen der Verurteilung die Zwangsvollstreckung gegen den 
Täter zu betreiben 30 Jahre lang gültig. Unter bestimmten Umständen wird über ein 
Schmerzensgeld auch bereits im Strafverfahren entschieden.
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Rechtsextreme und Rechtspopulisten im Internet
Von Monika Lazar, überarbeitet und aktualisiert von Stefanie Gruner
Rechtsextreme Agitation über das Internet ist aktuell von zwei Entwicklungen 
gekennzeichnet: Auf der einen Seite werden junge User subtil und mit modernen, 
lebensweltnahen Angeboten geködert. Auf der anderen Seite brechen sich immer 
häufiger aggressive und brutale Hassäußerungen Bahn und münden in der Anstache-
lung zu Gewalt gegen Flüchtlinge, Muslime, Juden oder Homosexuelle. So ist es im 
Bericht von Jugendschutz.net aus dem Jahr 2015 zu lesen.2 Im Jahr 2016 haben insbe-
sondere die zu Hass und Gewalt aufstachelnden Beiträge in den sozialen Netzwerken 
noch einmal um ein Vielfaches zugenommen. Sie werden teilweise mit falschen Zita-
ten, gefälschten oder aus dem Zusammenhang gerissenen Bildern oder irreführenden 
Zahlen versehen.
Für gefälschte und irreführende Inhalte, die hauptsächlich, aber nicht nur von rechts-
populistischen Urhebern ins Netz gestellt werden, hat sich der Begriff „Fake News“ 
eingebürgert. Der Umgang mit diesem Thema wird von der Politik gerade erst disku-
tiert und entwickelt. Man sollte an dieser Stelle nicht oberflächlich argumentieren. 
Es handelt sich an dieser Stelle um eine komplexe Gemengelage, bei der allzu leicht 
auch Grundrechte unter die Räder geraten können. Aus meiner Sicht scheint es wenig 
hilfreich, an dieser Stelle reflexartig strengere Gesetzte zu fordern oder einseitig auf 
die Betreiber der Netzwerke (beispielsweise Facebook) zu zeigen. Natürlich müssen 
die Gesetze und vor allem auch die Grundrechte auch im Netz gelten. Hierfür kann 
und muss auch Facebook und Co. in die Verantwortung genommen werden. Darüber 
hinaus sollte die Nutzergemeinde strafbare Inhalte den Behörden melden. Diese 
müssen dann aber auch personell und inhaltlich in die Lage versetzt werden, den 
Anzeigen in angemessener Zeit nachgehen zu können. Zentraler Punkt beim Umgang 
mit „Fake News“ scheint jedoch die Sensibilisierung und Bildung der Nutzerinnen und 
Nutzer im Umgang mit Nachrichten aus dem Netz zu sein. Hier müssen von Seiten der 
Politik größere Anstrengungen unternommen werden.
Ein weiteres aktuelles Thema aus diesem Bereich sind die sogenannten Bots. Es 
handelt sich hierbei um Programme, die automatisch Nachrichten, etwa bei Twitter, 
weiter verbreiten oder sogar selbst generieren. Dies führt zu einer vollkommen verän-
derten Kommunikation in den Netzwerken, da der Eindruck entsteht, eine Meinung 
würde von einer übergroßen Anzahl von wirklichen Menschen geteilt, obwohl die 
Verbreitung eigentlich nur durch Bots erreicht wurde. Der Umgang hiermit ist noch 
extrem umstritten. Die AfD hat erklärt, diese „soscial bots“ im Wahlkampf 2017 einset-
zen zu wollen.3
2 Rechtsextremismus Online – beobachten und nachhaltig bekämpfen, jugendschutz.net, Stefan Glaser, http://www.hass-im-netz.info/fileadmin/hass_im_
netz/documents/bericht2014.pdf
3 Vorstandsmitglied der AfD Alice Weidel am 21.10.2016 gegenüber dem Spiegel, http://www.spiegel.de/netzwelt/netzpolitik/afd-will-im-wahlkampf-soci-
al-bots-einsetzen-a-1117707.html
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Rasend schnell und fast grenzenlos lassen sich Informationen über das Internet aber 
auch von menschlichen Anhängern verbreiten. Unzählige potentielle WählerInnen 
oder AnhängerInnen können erreicht und beeinflusst werden. Diese Vorteile nutzen 
auch Rechtsextreme zunehmend offensiv. Gezielt versuchen sie, mit attraktiven web-
Präsenzen und einem so dargestellten „rechtsextremen Lifestyle“ Jugendliche anzu-
sprechen. Sie vermarkten online ihre Propagandaprodukte, organisieren und vernet-
zen Aktivitäten, werben für ihre menschenfeindliche Ideologie. In multimedialen 
Elementen verpacken dabei Autonome Nationalisten und Neonazi-Kameradschaften 
rassistische und antidemokratische Botschaften oft so, dass diese nicht sofort erkenn-
bar sind. Dennoch überschreiten sie auch häufig die Grenze des Erlaubten.
WAS TUN, wenn Nazis online hetzen?
Bei der Beurteilung von Medieninhalten, sei es mündlich, auf Papier oder virtuell, bewe-
gen sich Politik und Justiz im Spannungsfeld zwischen Meinungsfreiheit und gesetz-
lichen Verboten. In unserem demokratischen Rechtsstaat darf jeder Mensch grund-
sätzlich seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei äußern und verbreiten. Dies ist im 
Grundgesetz (Art. 5 Abs. 1,3 GG) gesichert. Nazis nutzen das Recht auf freie Meinungs-
äußerung offensiv und wenden es gegen den freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat 
und seine Institutionen an. So ist es geradezu bizarr, dass ausgerechnet Rechtsextreme 
und Rechtspopulisten gern behaupten, man könne seine Meinung nicht mehr sagen, 
obwohl seit Jahren das Netz voll von rechtsextremen Äußerungen aller Art ist.
 Verbotene Äußerungen anzeigen!
Trotz seiner hohen Schutzwirkung bietet unser Grundgesetz keine Meinungsfreiheit 
„um jeden Preis“. Beschränkt wird sie durch die sog. allgemeinen Gesetze, die Jugend-
schutzbestimmungen und das Recht der persönlichen Ehre. (Art. 5 Abs. 2 GG). Nazis 
verlassen oftmals den geschützten Bereich und betätigen sich in einem strafrechtlich 
relevanten Rahmen. Sie verletzen Gesetze, etwa durch Beleidigung, Verunglimpfen 
des Andenkens Verstorbener oder Propagandadelikte, die von der Intention her in 
direkter Kontinuität zum nationalsozialistischen Regime stehen. Einschlägige Paragra-
phen, die daraufhin häufig Anwendung finden, sind vor allem: 
• § 86 StGB Verbreitung von Propagandamitteln verfassungswidriger 
Organisationen
• § 86a StGB Verwendung von Kennzeichen verfassungsfeindlicher 
Organisationen
• § 130 StGB Volksverhetzung
• § 130a StGB Anleitung zu Straftaten
• § 166 StGB Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften und 
Weltanschauungsgemeinschaften
• § 185 StGB Beleidigung
• § 186 StGB Üble Nachrede
• § 187 StGB Verleumdung
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Es muss stets geprüft werden, ob rechtsextreme Äußerungen Straftatbestände erfül-
len. Bei jedem Verdacht auf strafbare Äußerungen oder Handlungen sollte Strafanzei-
ge gestellt werden.
Entdeckt man Inhalte im Netz, die in verleumderischer Art und Weise anderen Perso-
nen (meist Politikern) falsche Zitate in den Mund legen oder diese in extremer Art und 
Weise beschimpfen, sollte man dies zudem den betroffenen Personen oder Parteien 
melden. Hier ist auch im Netz Zusammenhalt gefragt.
 Strafbare Inhalte raus aus dem Netz!
Je weniger Nazi-Hetze zu finden ist, desto besser. Entdeckte strafbare Äußerungen 
müssen schnellstmöglich aus dem Internet entfernt werden. Näheres zum Umgang 
mit strafbaren Inhalten regelt für deutsche Anbieter das Telemediengesetz. Dort steht 
sinngemäß: Werden Internetanbieter benachrichtigt, dass sich auf ihren Seiten rechts-
widrige Inhalte befinden, sind sie verpflichtet, diese Inhalte zu entfernen. Anderenfalls 
können sie strafrechtlich belangt werden.
Wie geht man vor? 
• Man benachrichtigt den Anbieter der Internetseite darüber, welche straf-
baren Inhalte sich dort befinden und fordert ihn auf, diese umgehend zu 
entfernen. 
• Man versucht, Öffentlichkeit herzustellen und weitere Personen zu veran-
lassen, sich bei dem Anbieter zu beschweren. Dazu können soziale Plattfor-
men wie Facebook oder Twitter genutzt werden.
• Reagiert der Anbieter nicht, kündigt man rechtliche Schritte an bzw. kann 
eine Anzeige einreichen. 
• Hinweise auf gesetzliche Verstöße kann man auch an die Beschwerdestelle 
von „Jugendschutz.net“ senden. Diese Stelle wird von der Bundeszentrale 
für politische Bildung gefördert, um Jugendliche vor schädlichen Einflüssen 
zu schützen. 
 Entlarven, auslachen, widerlegen!
Neben strafbaren Inhalten gibt es viel neonazistische Propaganda, die sich geschickt 
an den Grenzen des rechtlich Zulässigen entlang schlängelt. Hier sind Entlarven und 
Argumentieren gefragt! Nichts darf unwidersprochen bleiben. Zu jeder braunen Hetz-
parole brauchen wir eine demokratische Gegenaussage. Rechtsextreme Einstellungen 
sind in der Bevölkerung weit verbreitet und werden durch ständige Wiederholung 
schleichend zur „Normalität“. Wenn derartige Äußerungen im Netz unwidersprochen 
bleiben, trägt dies zu einer Enttabuisierung von rechtsextremen Meinungen bei. So 
können sich rechtsextreme Erklärungsmuster zunehmend weiter etablieren. Demo-
kratische Strategien gegen solche Entwicklungen sind auf allen gesellschaftlichen 
Ebenen dringend erforderlich. 
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Die Auseinandersetzung damit erfordert Engagement, Zeit und Einfallsreichtum. Mit 
guten Ideen und vielfältigen Formaten muss ein „demokratischer Lifestyle“ im Inter-
net zu finden sein. 
Natürlich gibt es auch zahlreiche „Gegenbewegungen“ im Netz. Einige aktuell sehr 
gute und wichtige Seiten sind etwa:
Hoaxmap.org
Flüchtlinge essen Streichelziegen, rauben Supermärkte aus oder pinkeln gegen Grab-
steine? Seit Beginn der Flüchtlingsdebatte kursieren in den sozialen Netzwerken 
immer wieder haarsträubende Geschichten über Asylbewerber. Häufig sind sie völlig 
haltlos. Wird eine Lüge eindeutig entlarvt, kommt sie in die „Hoaxmap“. Eine sehr hilf-
reiche Seite, wenn einem solche Gerüchte im Netz begegnen und man schnell und 
einfach Pressemitteilungen (meist der Polizei) oder andere Gegenbeweise entgegen-
stellen möchte. Gegründet wurde die Seite von zwei Leipzigern.
Geschichtscheck.de
Angebliche historische Fakten, haarstäubende Vergleiche aus der Geschichte? Wer 
selbst nicht immer sofort die richtigen Zahlen und Fakten nennen kann, kann sich 
dort über aktuelle Diskussionen im Netz und ihren historischen Hintergrund infor-
mieren. „Geschichtscheck“ beobachtet Facebook-Kommentare unter Medienartikeln 
zu historischen Ereignissen und greift Themen auf, die besonders intensiv diskutiert 
werden. Aktuelle Diskussionen: „Was meint der Begriff Völkerwanderung?“ „ Wie sah 
die Situation der deutschen Flüchtlinge nach dem Zweiten Weltkrieg aus?“ oder 
„Haben wir eine gültige Verfassung?“
Mimikama.at
Diese Seite ist das Urgestein in der Faktencheck-Szene. Bereits 2011 wurde die öster-
reichische Non-Profit-Organisation „Mimikama – Verein zur Aufklärung über Inter-
netmissbrauch“ gegründet. Sie warnt vor Spam-Mails, Falschmeldungen und Social-
Media-Gerüchten. Insbesondere dank der inzwischen über eine halbe Mio Fans und 
MitstreiterInnen bleibt der Seite kaum ein Gerücht verborgen. Zudem gibt es auf der 
Seite auch eine Anleitung zum Erkennen von Fake News.
Botswatch.de
Dem neuen Phänomen der Social Bots widmet sich die Seite Botswatch.de. Es wurde 
ein Tool zur Identifizierung von Social Bots entwickelt. Mit Hilfe dieses Tools werden 
beispielsweise die Twitter-Diskussionen zu Polit-Talkshows, politischen Ereignissen 
oder Reden von PolitikerInnen analysiert. Gerade für Technik-Laien eine sehr interes-




Mittlerweile gibt es zahlreiche Internetangebote zum Thema Rechtsextremismus.  
Die folgende Auswahl präsentiert Links, über die aktuelle Informationen, aber auch 
weitere Initiativen und Projekte gut zu finden sind.
DAKS e.V. ist nicht für den Inhalt der hier aufgeführten Seiten verantwortlich.  
Wir haben keinen Einfluss auf die Inhalte dieser Seiten.
1) Sachsen
Netzwerk „Tolerantes Sachsen“
Ein Netzwerk verschiedener Initiativen für Demokratie und Toleranz. Auf dieser Home-
page finden Sie auch Links zu Initiativen in Ihrer Nähe!
www.tolerantes-sachsen.de
Kulturbüro Sachsen
Das Kulturbüro Sachsen ist Träger der Mobilen Beratungsteams Sachsen (MBT) und 
fördert und berät KommunalpolitikerInnen, Verwaltungen, Vereine, Schulen, Kirchge-
meinden und Firmen in Fragen der Demokratieentwicklung und bei der alltäglichen 
Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus und Rassismus… 
www.kulturbuero-sachsen.de
RAA Sachsen
Beratung für Betroffene rechtsextremer und rassistischer Gewalt 
http://www.raa-sachsen.de
2) Bundesweit
Netz gegen Nazis · Mit Rat und Tat gegen Rechtsextremismus http://www.netz-
gegen-nazis.de
Mut gegen rechte Gewalt · Internetportal gegen Rechtsextremismus
http://www.mut-gegen-rechte-gewalt.de
Amadeu-Antonio-Stiftung · Initiativen für Zivilgesellschaft und demokratische Kultur
http://www.amadeu-antonio-stiftung.de
3) Hilfe für den Ausstieg aus der rechtsextremen Szene
EXIT · EXIT-Deutschland ist eine Initiative, die Menschen hilft, die mit dem Rechtsex-
tremismus brechen und sich ein neues Leben aufbauen wollen.
http://www.exit-deutschland.de
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DIALOG? DIALOG! – REDEN. 
MIT WEM UND IN WELCHEM RAHMEN?
HANDREICHUNG DES KULTURBÜRO SACHSEN E.V. ZU DIALOGVERANSTALTUNGEN ÜBER 
DIE THEMEN FLUCHT UND ASYL VOR ORT FÜR INITIATIVEN, POLITIK UND VERWALTUNG
SITUATION
Die anhaltenden rassistischen Mobilisierungen gegen die Aufnahme geflüchteter Menschen und die wachsende Zustim-
mung zu rechtspopulistischen, völkischen und rassistischen Positionen und Parteien ließen in den letzten Monaten vieler-
orts den Wunsch nach einer Überwindung der Spaltung der Gesellschaft laut werden.
Durch eine „Kommunikation mit allen“ soll ein sozialer Frieden hergestellt und Verständnis für einander entwickelt werden. 
Auf diese Weise soll die konstatierte Spaltung überwunden werden. Als „alle“ werden dabei von Veranstalter*innen einer-
seits Personengruppen, die sich vehement gegen die Aufnahme von Geflüchteten aussprechen und dies mit Handlungen1 
manifestieren, als auch Mitglieder von Willkommensinitiativen und andere Engagierte angesprochen. Einige Anfragen rich-
ten sich zudem an Betroffene von rassistischen Anfeindungen und Übergriffen.
Als Methode werden öffentliche Veranstaltungen gewählt, auf denen Menschen mit stark divergierenden Meinungen und 
Wertvorstellungen einen Dialog führen sollen. In der Umsetzung sind diese Veranstaltungen dann häufig von Vorhaltungen, 
Anfeindungen, stereotypen Bildern und starken Emotionen geprägt und lassen die Teilnehmer*innen ratlos oder bestärkt 
im eigenen Vorurteil zurück.
Im Nachgang dieser Veranstaltungen stellen sich zahlreiche Fragen zu dem Kreis der Teilnehmer*innen, dem themati-
schen und methodischen Rahmung sowie der Zielstellung:
Richteten sich die Einladungen zu „Diskussion und Dialog… für alle“ auch wirklich an alle? War es legitim, Menschen, die 
rassistisch pöbelten, andere anfeindeten, bedrohten oder auslachten, auszugrenzen? Wurden damit nicht genau die ausge-
grenzt, mit denen der Dialog gesucht werden muss? Was ist das Ergebnis von Veranstaltungen, bei denen es nicht möglich 
war, eine demokratische Debattenkultur durchzusetzen?
Die vorliegende Handreichung richtet sich an Engagierte in Willkommensinitiativen, Bürgerbündnissen, Kirchgemeinden, 
Gewerkschaften und Unternehmen ebenso wie an Verantwortungsträger*innen in Politik und Verwaltung. Ihnen soll sie 
Anregungen zum Thema Kommunikation vor Ort liefern.
Zunächst werden anhand von konkreten Beispielen die Herausforderungen im Rahmen von Dialogveranstaltungen darge-
stellt. Daran schließen sich Anregungen für eine erfolgreiche Dialoggestaltung an, die aus unserer Beratungspraxis resul-
tieren. Den Abschluss bilden konkrete Handlungsempfehlungen für die Kommunikation zu den Themen Flucht und Asyl. 
1  Gemeint sind hier die Blockaden von Flüchtlingsunterkünften, Beleidigungen, Bedrohungen, Übergriffe, etc.
Grundzüge rechtsextremer Ideologie
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BI S H E RI G E E R F A H R U N G E N 
B EI S PI E L 1: EI N W O H N E R V E R S A M M L U N G
I n ei n e r s ä c h si s c h e n Kl ei n st a dt l a d e n d e r B ü r g e r m ei st e r u n d d e r Pf a r r e r i m V o rf el d d e r E nt st e h u n g ei n e r n e u e n U nt e r -
k u nft f ü r A s yl s u c h e n d e i n di e St a dt ki r c h e z u r Ei n w o h n e r *i n n e n v e r s a m ml u n g ei n. Di e O r g a ni s at o r *i n n e n m a c h e n si c h vi el e 
G e d a n k e n, u m di e V e r a n st alt u n g si c h e r u n d f ri e dli c h d u r c hf ü h r e n z u k ö n n e n. Di e Ei nl a d u n g wi r d i m St a dt a n z ei g e r mit d e r 
A nti di s k ri mi ni e r u n g s r e g el 2   v e r öff e ntli c ht,  di e  b e s a gt,  d a s s  N e o n a zi s  u n d  M e n s c h e n,  di e  r a s si sti s c h e  Ei n st ell u n g e n  v e r -
b r eit e n w oll e n, ni c ht e r w ü n s c ht si n d. Ei n Si c h e r h eit s k o n z e pt wi r d e r st ellt. I m Ki r c h e ni n n e n r a u m wi r d ei n R e d n e r p ult mit 
Mi k r of o n a u s d e r Ü b e rl e g u n g h e r a u s a uf g e st ellt, d a s s d a s Sit z e n a uf d e m ei g e n e n Pl at z mit ei n e m Mi k r of o n i n d e r H a n d 
m a n c h e d a z u ei nl ä dt, s e h r l a n g e R e d e z eit e n f ü r si c h z u b e a n s p r u c h e n u n d a n d e r e k a u m z u W o rt k o m m e n z u l a s s e n. Z u -
d e m wi r d v e r a b r e d et, A n w e s e n d e, di e s p r e c h e n w oll e n, z u bitt e n, si c h mit N a m e n v o r z u st ell e n. D o c h t r ot z all di e s e r g ut e n 
V o r b e r eit u n g e n k ö n n e n a n di e s e m A b e n d N e o n a zi s d a s W o rt e r g r eif e n u n d i h r e I n h alt e i n di e Öff e ntli c h k eit t r a g e n. N a c h 
d e r B e g r ü ß u n g d u r c h d e n g a st g e b e n d e n Pf a r r e r, d e n ei nf ü h r e n d e n W o rt e n d e s B ü r g e r m ei st e r s s o wi e d e s V e rt r et e r s d e r 
L a n d k r ei s v e r w alt u n g u n d e r st e n R e d e b eit r ä g e n e r g r eift d e r N P D - St a dt r at d a s W o rt. E r l e gt d a b ei ei n e v öl ki s c h e D e fi niti o n 
d e s B e g riff s d e r N ä c h st e nli e b e d a r. „ Di e s e g elt e “, s o d e r r e c ht s e xt r e m e C h ri st, „f ü r di e ei g e n e n L e ut e “. Ni e m a n d d e r A n w e -
s e n d e n i n d e r Ki r c h e r e a gi e rt, k ei n e r wi d e r s p ri c ht di e s e r m e n s c h e nf ei n dli c h e n A u sl e g u n g c h ri stli c h e r G r u n d w e rt e. D a n a c h 
m el d e n si c h w eit e r e N e o n a zi s z u W o rt u n d e r h alt e n e b e nf all s di e M ö gli c h k eit, i h r v öl ki s c h e s G e d a n k e n g ut d e r l o k al e n Öf -
f e ntli c h k eit z u p r ä s e nti e r e n. F ü r p ot e n zi ell e o d e r t at s ä c hli c h e B et r off e n e v o n r e c ht e r G e w alt i st ei n e s ol c h e V e r a n st alt u n g 
ei n f at al e s Si g n al – e nt st e ht hi e r d o c h d e r Ei n d r u c k, d a s s N e o n a zi s mit i h r e m G e d a n k e n g ut al s n o r m al e Di s k u s si o n s p a rt n e r 
u n d d a mit al s T eil d e r G e m ei n d e a k z e pti e rt w e r d e n.
B EI S PI E L 2: DI A L O G V E R A N S T A L T U N G E N
I n  ei n e m  St a dtt eil  e n g a gi e r e n  si c h  j u n g e  u n d  ält e r e,  c h ri stli c h e  u n d  ni c ht c h ri stli c h e  B e w o h n e r *i n n e n  i m  R a h m e n  ei n e r 
„I niti ati v e  f ü r  g e fl ü c ht et e  M e n s c h e n “.  I m  gl ei c h e n  Vi e rt el  p r ot e sti e rt  ei n e  „ … w e h rt  si c h “ -I niti ati v e,  a n g ef ü h rt  v o n  ei n e m 
ü b e r di e St a dt g r e n z e n hi n a u s b e k a n nt e n u n d a kti v e n N e o n a zi, r e g el m ä ßi g g e g e n di e A uf n a h m e v o n A s yl s u c h e n d e n. Di e 
G e m ei n d e gli e d e r d e r Ki r c h e s e h e n si c h i n d e r V e r a nt w o rt u n g, z u r B ef ri e d u n g d e r Sit u ati o n b ei z ut r a g e n. Di e Pf a r r e r d e r 
e v a n g eli s c h e n u n d d e r k at h oli s c h e n G e m ei n d e l a d e n b ei d e I niti ati v e n z u ei n e m öff e ntli c h e n B ü r g e r di al o g i n di e Ki r c h e ei n. 
Di e I niti ati v e, di e si c h f ü r g e fl ü c ht et e M e n s c h e n ei n s et zt, i nf o r mi e rt di e Pf a r r e r ü b e r d e n ei n s c hl ä gi g b e k a n nt e n N e o n a zi, 
s c hil d e rt A n g riff s e rf a h r u n g e n, B el ei di g u n g e n u n d V e r u n gli m pf u n g e n. All d a s h ält di e b ei d e n Pf a r r e r ni c ht d a v o n a b, di e V e r -
a n st alt u n g o h n e kl a r e Zi el st ell u n g d u r c h z uf ü h r e n. Di e „I niti ati v e f ü r g e fl ü c ht et e M e n s c h e n “ l e h nt d a r a uf hi n i h r e T eil n a h m e 
a b. A m V e r a n st alt u n g s a b e n d k o m mt e s z u di s k ri mi ni e r e n d e n u n d m e n s c h e n v e r a c ht e n d e n Ä u ß e r u n g e n, d e n e n k ei n e r d e r 
b ei d e n a n w e s e n d e n Pf a r r e r wi d e r s p ri c ht. Ei n e öff e ntli c h w a h r n e h m b a r e A u s ei n a n d e r s et z u n g bl ei bt e b e n s o a u s wi e ei n e 
k riti s c h e A u s w e rt u n g i m A n s c hl u s s. Di e A b s a g e d e r „I niti ati v e f ü r g e fl ü c ht et e M e n s c h e n “ w u r d e v o n ei n e m d e r b ei d e n Pf a r -
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w eit e r e Di al o g v e r a n st alt u n g e n i n d e r Ki r c h e.
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F ot o: vi s u al. c h a n g e
Di e A uf n a h m e z ei gt ei n e n A u s s c h nitt a u s d e r I nf o r m ati o n s v e r a n st alt u n g z u m g e pl a nt e n M o s c h e e n e u b a u i n L ei p zi g - G o hli s a m 7. N o v e m b e r 2 0 1 3 i n d e r Mi c h a eli s ki r c h e. Di e D e b att e 
r u n d  u m  d e n  M o s c h e e b a u  u n d  di e  d u r c h g ef ü h rt e  V e r a n st alt u n g  z ei gt e n,  d a s s  t r ot z  d e r  g ut e n  M o d e r ati o n,  d e s  kl a r e n  B e k e n nt ni s s e s  f ü r  M e n s c h e n r e c ht e,  d e r  g e st ä r kt e n  P o siti o n 
v o n V e rt r et e r n d e r A h m a di y y a - G e m ei n d e u n d d e r K e n ntli c h m a c h u n g d e r W o rt e r g r eif u n g s st r at e gi e i n B e z u g a uf di e N P D, m e n s c h e n v e r a c ht e n d e M ei n u n g e n R a u m e r g r eif e n k o n nt e n 
u n d ei n b r eit e s P u bli k u m e r r ei c ht h a b e n. D a h e r i st s el b st b ei ei n e m p a s s e n d e n P o di u m di e G r o ß v e r a n st alt u n g ni c ht e m pf e hl e n s w e rt. I m N a c h g a n g e nt st a n d e n d u r c h di e I niti ati v e 
W elt off e n e s G o hli s ei n e Vi el z a hl v o n V e r a n st alt u n g e n z u m I nt e r r eli gi ö s e n Di al o g, Mi g r ati o n s o wi e I nt e r k ult u r alit ät, di e bi s h e ut e d u r c h g ef ü h rt w e r d e n. 
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ALLGEMEINE ÜBERLEGUNGEN ZU EINEM DEMOKRATISCHEN DIALOG
Die aktuellen Diskurse zur Unterbringung und Integration von geflüchteten Menschen werden oft von anderen, emotionali-
sierten Themen der Gemeinde- und Kommunalpolitik überlagert. Häufig driften dann Dialogveranstaltungen in (ungerecht-
fertigte) Neiddebatten ab. Und anstatt sich in den Diskussionen auf die Unterbringung der Asylsuchenden zu fokussieren, 
wird das Thema mit Problemen im öffentlichen Personennahverkehr, mit mangelnder sozialer Infrastruktur, der Bereitstel-
lung von Plätzen in Kindertagesstätten und ähnlichem vermengt.
Die humanitäre und menschenrechtliche Verpflichtung zur Aufnahme schutzsuchender Menschen mit fehlenden Kita-Plät-
zen oder maroden Schwimmhallen in Verbindung zu bringen, bietet dann menschenfeindlichen Gruppen eine perfekte 
Agitationsplattform. In der Folge wird sich auf Dialogveranstaltungen kaum noch mit Errungenschaften wie den internatio-
nalen und europäischen Menschenrechten oder mit der Verwirklichung der im deutschen Grundgesetz verankerten Werte 
beschäftigt (siehe Art. 16a Abs. 1 Grundgesetz, Art. 14 UN-Menschenrechtkonvention oder Art. 18 EU-Grundrechtecharta). 
Stattdessen werden Defizite in gesellschaftlichen Bereichen, die in den letzten Jahren bemängelt, aber nur selten offensiv 
angegangen wurden, nun mit der Anwesenheit „der Fremden“ begründet. Oftmals wird damit die explosive, und für viele 
Menschen gefährliche Stimmung, noch angeheizt.
IDEOLOGIEN DER UNGLEICHWERTIGKEIT – BEGRENZTHEIT DES DIALOGANSATZES
Der Anspruch, durch den Dialog Menschen ihre „Ängste“ oder „Vorurteile“ sowie ihre „Ablehnung“ gegenüber Personen, 
die sie als „fremd“ beschreiben, zu nehmen, ist als Zielstellung für eine Veranstaltung grundsätzlich kritisch zu hinterfra-
gen. In Anbetracht der tief verankerten neonazistischen, rassistischen, antimuslimischen und islamfeindlichen Einstel-
lungen in der Bevölkerung, muss über das Dialogformat als Methode zur Einstellungsveränderung nachgedacht werden. 
Die Anzahl der Menschen, die Asylsuchende oder Muslim*a ablehnen, ist seit Jahren sehr hoch.  Nach einer durch Stefan 
Fehser für das Kulturbüro Sachsen e.V. erstellten Umfrage sind 20 Prozent der Dresdner Bevölkerung gegenüber Asylsu-
chenden feindlich eingestellt.  
Menschenfeindlichen Einstellungen und Ungleichwertigkeitsvorstellungen kann mit Dialogveranstaltungen nicht entge-
gengewirkt werden, da Einstellungs- und Haltungsänderungen nicht über reine Faktenvermittlung und Gespräche erfol-
gen. Trotzdem richtet sich nach wie vor ein Großteil derartiger Veranstaltungen mit diesem Ziel an eben jenen Personen-
kreis, der (teils aggressiv) ausschließen und diskriminieren will.
3  Vgl. Heitmeyer: Deutsche Zustände 10, S. 38, 67; Klein/Groß/Zick: Fragile Mitte. Feindselige Zustände, S. 67.
4 Fehser: Eine gespaltene Stadt – Positionen der Dresdner Bevölkerung zum Thema Asyl, S. 7; abrufbar unter: http://www.kulturbuero-sachsen.de/images/PDF/Studie_Asyl_Dresden%202015.pdf.
Neben der humanitären Verantwortung und dem Minderheitenschutz ist Meinungsstreit ein weiteres konstitutives Element 
einer gelebten Demokratie. Dazu hat das Bundesverfassungsgericht bereits in den Anfangsjahren der Bundesrepublik fest-
gestellt: „Für eine freiheitlich-demokratische Staatsordnung ist [Meinungsfreiheit] schlechthin konstituierend, denn [sie] 
ermöglicht erst die ständige geistige Auseinandersetzung, den Kampf der Meinungen, der ihr Lebenselement ist (BVerfGE 
5, 85 [205]).“
Meinungsfreiheit bedeutet dabei nicht:
• dass immer ein Konsens gefunden werden muss, der alle zufriedenstellt; oder
• dass eine geäußerte Meinung unwidersprochen bleiben muss.
Vielmehr ist es das Ziel des „Kampfes der Meinungen“, verschiedene Perspektiven sichtbar zu machen und sie in die Dis-
kussion einzubeziehen. In ihnen können Standpunkte vertreten, Meinungen ausgetauscht und Vereinbarungen getroffen 
werden. Dabei müssen Differenzen und Ergebnisse, die nicht alle Perspektiven berücksichtigen, ertragen und ausgehalten 
werden. Meinungsfreiheit endet jedoch da, wo demokratische Grundwerte, wie die Unantastbarkeit der Würde aller Men-
schen, in Frage gestellt oder mit Füßen getreten werden.
Die obigen Beispiele zeigen, dass großformatige Dialogveranstaltungen für einen sachlichen und tiefergehenden Dialog 
wenig geeignet sind. Es kommt zu einer Aneinanderreihung von Statements, die an anwesende Politiker*innen und/oder 
Verwaltungsmitarbeiter*innen adressiert werden. Daneben können gezielt Halbwahrheiten und Lügen verbreitet werden, 
die die Stimmung vor Ort anheizen. Es gelingt häufig nicht, dass Informationen alle Teilnehmenden erreichen. Zudem ist es 
kaum möglich, sich in der Debatte aufeinander zu beziehen.
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Wenn Sie sich für ein Veranstaltungsformat entschieden haben, das aus Ihrer Sicht zur Umsetzung der Ziele und dem 
Erreichen der Zielgruppe geeignet ist und zudem Ihren Möglichkeiten und Ressourcen entspricht, sollten Sie ein Sicher-
heitskonzept erstellen. Nehmen Sie dazu Kontakt mit dem örtlichen Polizeirevier auf, um Ihre Veranstaltung vorzustellen 
und um die Beamt*innen um Absicherung zu bitten. Begleiten Sie zudem gefährdete Personen (zum Beispiel Migrant*in-
nen) nach der Veranstaltung gegebenenfalls nach Hause.
Mit der Veröffentlichung der Antidiskriminierungsregel5 auf Flyern und Homepages erreichen Sie drei Dinge:
• Ihre Haltung zur Einhaltung von menschenrechtsorientierten Standards wird öffentlich sichtbar. Sie können sich dann 
bei Bedarf im Verlauf der Veranstaltung darauf beziehen und andere vor rassistischen Anfeindungen schützen.
• Veranstalter*innen haben so im Blick, dass sie marginalisierte und von Diskriminierung betroffene Gruppen nicht 
ausschließen, indem die Diskussion für Neonazis und Rassist*innen offen ist.
• Die Regelung ermöglicht die Durchsetzung des Hausrechtes bei öffentlichen Veranstaltungen als ultima ratio. Auch 
aus diesem Grund ist es wichtig, dass die Polizei von der Veranstaltung Kenntnis hat und diese gegebenenfalls vor Ort 
absichert.
EIN VIRTUELLER RUNDGANG DURCH IHRE VERANSTALTUNG
Ein mögliches Format ist eine Veranstaltung mit mehreren kleinen Tischen. Wichtig ist dabei, dass es eine Moderation an 
jedem Tisch gibt. Diese ermöglicht es, miteinander ins Gespräch zu kommen. Einzelpositionen können hier besprochen 
werden. Wortergreifungsstrategien sind dann auf einen überschaubaren Rahmen beschränkt und können nicht den Großteil 
des Publikums erreichen. Dies ist insbesondere bei menschenfeindlichen Inhalten wichtig. Die Moderation kann am Tisch 
bei menschenverachtenden Inhalten einschreiten. Bewährt haben sich zudem Gesprächsregeln:
 
ICH RUFE NICHT DAZWISCHEN. 
ICH LASSE ANDERE AUSREDEN.
ICH FASSE MICH KURZ. 
ICH BLEIBE SACHLICH UND RESPEKTVOLL. 
ICH BELEIDIGE NICHT. 
Diese sollten für alle sichtbar auf dem Tisch liegen und vor dem Gespräch thematisiert werden. 
Daneben sollten im Zuge der Debatte auftretende offene Fragen von der/dem Moderator*in notiert werden. Im Anschluss an 
das Gespräch kann beraten werden, wie mit ihnen umgegangen wird. So können in einer Folgeveranstaltung Expert*innen 
oder politisch Verantwortliche eingeladen werden.
Ebenso denkbar ist eine Kombination zwischen Fachvorträgen und Diskussionsrunden. Damit ist ein Thema inhaltlich 
gerahmt und Fragen können durch Expert*innen beantwortet werden.
Wollen Sie sich intensiver – etwa in einer vertrauten Gruppe – mit politischen Themen beschäftigen, sind die Arbeit an den 
Brecht‘schen Lehrstücken oder moderierte Planspiele geeignet. Dabei ist die Inanspruchnahme einer Unterstützung durch 
ausgebildete Trainer*innen empfehlenswert.
WIE WEITER? – FOLGEVERANSTALTUNGEN
Die von Ihnen geplante und durchgeführte Veranstaltung sollte mit den aktiv Beteiligten gut ausgewertet werden: Haben Sie 
Ihre Zielstellung und die Zielgruppe(n) erreicht? Wie schätzen Sie die Atmosphäre ein? Wurde die Perspektive zum Beispiel 
von Betroffenen rassistischer Gewalt berücksichtigt? 
Sollten Sie nach der Auswertung Ihrer Veranstaltung weiterhin nach außen treten wollen, sei es durch Veranstaltungen 
oder durch öffentliche Positionierungen, dann ist es spätestens jetzt notwendig, dies mit einem Konzept zu tun. Dieses kann 
anhand folgender Leitfragen erstellt werden: 
• Wie wird die eigene menschenrechtsorientierte Position definiert? 
• Was bedeutet diese Haltung für das eigene Handeln, die eigene Rolle? 
• Was heißt diese Haltung für die Arbeit innerhalb der Gemeinde oder Initiative? 
• Was bedeutet diese Haltung für öffentliche Veranstaltungen? 
• Welchen Themen wollen Sie sich langfristig widmen?
Bei allen Überlegungen sollten Sie Ihre Zielsetzung sowie die Perspektiven geflüchteter Menschen und Betroffener von 
neonazistischer Gewalt im Blick behalten. Es geht bei dieser Form der Dialogveranstaltungen nicht um eine „Heilung“ der 
Gesellschaft, sondern um die Entwicklung von Perspektiven für ein friedliches Zusammenleben im Ort.
5 Vgl. Fußnote 1.
So sind derartige Dialogveranstaltungen für den Austausch von Argumenten, für eine Rede und eine Gegenrede, für die 
Bestätigung oder für die Infragestellung von Argumenten ebenso wenig förderlich wie für eine Wissensvermittlung und 
Dekonstruktion von Pauschalargumenten. Daher bilden große Dialogforen eine vergleichsweise günstige Plattform für 
Menschen, die mit festgefügten und eingeübten Positionen zum Beispiel völkisches, rassistisches Denken, ausgrenzen-
de Vorstellungen von Nächstenliebe oder andere menschenverachtende Einstellungen vermitteln wollen. Dagegen ist die 
Hemmschwelle, sich vor vielen Menschen in einen tatsächlichen Dialog zu begeben, zu widersprechen und sich damit 
sichtbar und angreifbar zu machen, sehr hoch. Zudem sorgen die Wortmacht der menschenverachtenden Meinungen und 
die bedrohliche Präsenz rechter Gruppierungen häufig dafür, dass Personen, die andere Werte vertreten, nicht an den 
Veranstaltungen teilnehmen oder aus Angst vor Drohungen oder späteren Anfeindungen und Übergriffen nicht das Wort 
ergreifen. Positionen, die aus der Menschenrechtsperspektive dringend eine Gegenrede bräuchten, bleiben dann oftmals 
ohne Widerspruch – weil die Rahmenbedingungen ihn nicht hergeben. 
So gewinnen rechtspopulistische Gruppen und rassistische Menschen in derartigen Settings an Selbstvertrauen. Sie 
können sich gegenseitig bestärken, ihrem Unmut Luft machen, ihre Parolen einer größeren Öffentlichkeit, zum Beispiel 
tatsächlich am Thema interessierten Zuhörenden, vorstellen.
Das Ziel vieler großer Dialogveranstaltungen war und ist es, in einen echten Dialog mit den Teilnehmenden zu treten. 
Genügt wurde diesem Anspruch jedoch bisher selten. Eher wurde mit dieser Form des Dialogs den Ressentiments der 
Bürger*innen eine Bühne geboten, die deren Haltungen stärkt.
WIE GELINGT IHNEN EINE KOMMUNIKATION ÜBER DIE THEMEN FLUCHT UND ASYL VOR ORT?
Zunächst sollten Sie eine Abkehr von Großveranstaltungen erwägen, da in diesem Setting ein gemeinsamer Austausch 
kaum möglich ist. Empfehlenswert sind kleinteilige und gut moderierte Gesprächskreise. Nutzen Sie zunächst die in Ihrer 
Gemeinde oder Ihrem Verein üblichen und bewährten Formate wie Vereinsversammlungen oder Stammtische in Jugend-
clubs oder von Unternehmer*innen. In Kirchgemeinden können das auch Haus- und Ehepaarkreise etc. sein. Tragen Sie 
politische Themen in diese Runden. Hier kennen sich die Beteiligten untereinander und haben bereits eine Vertrauensbasis 
geschaffen. Haben Sie darüber hinaus das Bedürfnis, mit weiteren Menschen zu reden, den Kreis zu erweitern, dann sollten 
sie sich Zeit für die Vorbereitung nehmen. 
VORBEREITUNG
Es ist lobenswert, miteinander in den Dialog treten zu wollen. Doch das stellt für sich alleine noch kein sinnstiftendes Ziel 
dar. Welches Ziel Sie mit der Veranstaltung verfolgen wollen, sollte daher die erste Frage sein, über die Sie sich in der 
Vorbereitung gemeinsam Gedanken machen. Mögliche Ziele könnten sein: Wissen zu den Themen Flucht und Asyl, zu ge-
setzlichen Grundlagen, zu Fluchtursachen und zur Lebenssituation geflüchteter Menschen zu vermitteln, Mitstreiter*innen 
für die Flüchtlingshilfe zu gewinnen, Verunsicherte anzusprechen und/oder Perspektiven für das Zusammenleben altein-
gesessener und zugewanderter Menschen im Ort zu entwickeln.
Wenn Sie sich gemeinsam über das Ziel der Veranstaltung verständigen, werden sie unweigerlich zu der Frage einer eige-
nen menschenrechtsorientierten Haltung kommen und den damit verbundenen Konsequenzen für Ihr Handeln. 
Daneben brauchen Sie für die Veranstaltung eine starke Moderation, sowie mindestens eine*n Expert*in, die/der auf Wor-
tergreifungen inhaltlich reagieren kann und argumentativ und rhetorisch gut gerüstet ist.
Im Weiteren sollten Sie folgende Fragen klären:
• Wen möchten Sie erreichen (Zielgruppen)?
• Welche Hintergrundinformationen benötigen Sie?
• Wer kann Sie unterstützen (Mitveranstalter*innen, Moderation, etc.)?
• Wer berät Sie während der Vorbereitung? 
• Wer stellt den Raum zur Verfügung (Hausrecht)?
• Möchten Sie, dass fotografiert, gefilmt oder mitgeschnitten wird? Und wenn ja, von wem?
Besonderes Augenmerk ist auf das Einbeziehen von gesellschaftlich marginalisierten Gruppen, wie geflüchtete Men-
schen, andere Migrant*innen, nichtrechte Jugendliche, Betroffene neonazistischer oder rassistischer Gewalt etc. zu legen. 
Wie kann eine Dialogform geschaffen werden, die ihre Perspektiven einbezieht und sie auf Augenhöhe einbindet? Welche 
Möglichkeiten für einen gewaltfreien Dialog gibt es?
Die Erfahrungen von geflüchteten Menschen, die von Rassismus oder anderen Formen menschenverachtender Diskrimi-
nierung betroffen sind, müssen in der öffentlichen Wahrnehmung Raum bekommen. Dafür ist es entscheidend, mit den 
betroffenen Personen selbst und mit der Unterstützung von Beratungsstellen Formate zu entwickeln, die der Situation 
dieser Menschen Rechnung tragen und für sie weder zu unangenehmen noch zu verletzenden oder gar traumatischen 
Erlebnissen führen, in dem sie zum Beispiel neuen verbalen oder körperlichen Angriffe ausgesetzt sind.
Grundzüge rechtsextremer Ideologie
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Wenn Sie sich für ein Veranstaltungsformat entschieden haben, das aus Ihrer Sicht zur Umsetzung der Ziele und dem 
Erreichen der Zielgruppe geeignet ist und zudem Ihren Möglichkeiten und Ressourcen entspricht, sollten Sie ein Sicher-
heitskonzept erstellen. Nehmen Sie dazu Kontakt mit dem örtlichen Polizeirevier auf, um Ihre Veranstaltung vorzustellen 
und um die Beamt*innen um Absicherung zu bitten. Begleiten Sie zudem gefährdete Personen (zum Beispiel Migrant*in-
nen) nach der Veranstaltung gegebenenfalls nach Hause.
Mit der Veröffentlichung der Antidiskriminierungsregel5 auf Flyern und Homepages erreichen Sie drei Dinge:
• Ihre Haltung zur Einhaltung von menschenrechtsorientierten Standards wird öffentlich sichtbar. Sie können sich dann 
bei Bedarf im Verlauf der Veranstaltung darauf beziehen und andere vor rassistischen Anfeindungen schützen.
• Veranstalter*innen haben so im Blick, dass sie marginalisierte und von Diskriminierung betroffene Gruppen nicht 
ausschließen, indem die Diskussion für Neonazis und Rassist*innen offen ist.
• Die Regelung ermöglicht die Durchsetzung des Hausrechtes bei öffentlichen Veranstaltungen als ultima ratio. Auch 
aus diesem Grund ist es wichtig, dass die Polizei von der Veranstaltung Kenntnis hat und diese gegebenenfalls vor Ort 
absichert.
EIN VIRTUELLER RUNDGANG DURCH IHRE VERANSTALTUNG
Ein mögliches Format ist eine Veranstaltung mit mehreren kleinen Tischen. Wichtig ist dabei, dass es eine Moderation an 
jedem Tisch gibt. Diese ermöglicht es, miteinander ins Gespräch zu kommen. Einzelpositionen können hier besprochen 
werden. Wortergreifungsstrategien sind dann auf einen überschaubaren Rahmen beschränkt und können nicht den Großteil 
des Publikums erreichen. Dies ist insbesondere bei menschenfeindlichen Inhalten wichtig. Die Moderation kann am Tisch 
bei menschenverachtenden Inhalten einschreiten. Bewährt haben sich zudem Gesprächsregeln:
 
ICH RUFE NICHT DAZWISCHEN. 
ICH LASSE ANDERE AUSREDEN.
ICH FASSE MICH KURZ. 
ICH BLEIBE SACHLICH UND RESPEKTVOLL. 
ICH BELEIDIGE NICHT. 
Diese sollten für alle sichtbar auf dem Tisch liegen und vor dem Gespräch thematisiert werden. 
Daneben sollten im Zuge der Debatte auftretende offene Fragen von der/dem Moderator*in notiert werden. Im Anschluss an 
das Gespräch kann beraten werden, wie mit ihnen umgegangen wird. So können in einer Folgeveranstaltung Expert*innen 
oder politisch Verantwortliche eingeladen werden.
Ebenso denkbar ist eine Kombination zwischen Fachvorträgen und Diskussionsrunden. Damit ist ein Thema inhaltlich 
gerahmt und Fragen können durch Expert*innen beantwortet werden.
Wollen Sie sich intensiver – etwa in einer vertrauten Gruppe – mit politischen Themen beschäftigen, sind die Arbeit an den 
Brecht‘schen Lehrstücken oder moderierte Planspiele geeignet. Dabei ist die Inanspruchnahme einer Unterstützung durch 
ausgebildete Trainer*innen empfehlenswert.
WIE WEITER? – FOLGEVERANSTALTUNGEN
Die von Ihnen geplante und durchgeführte Veranstaltung sollte mit den aktiv Beteiligten gut ausgewertet werden: Haben Sie 
Ihre Zielstellung und die Zielgruppe(n) erreicht? Wie schätzen Sie die Atmosphäre ein? Wurde die Perspektive zum Beispiel 
von Betroffenen rassistischer Gewalt berücksichtigt? 
Sollten Sie nach der Auswertung Ihrer Veranstaltung weiterhin nach außen treten wollen, sei es durch Veranstaltungen 
oder durch öffentliche Positionierungen, dann ist es spätestens jetzt notwendig, dies mit einem Konzept zu tun. Dieses kann 
anhand folgender Leitfragen erstellt werden: 
• Wie wird die eigene menschenrechtsorientierte Position definiert? 
• Was bedeutet diese Haltung für das eigene Handeln, die eigene Rolle? 
• Was heißt diese Haltung für die Arbeit innerhalb der Gemeinde oder Initiative? 
• Was bedeutet diese Haltung für öffentliche Veranstaltungen? 
• Welchen Themen wollen Sie sich langfristig widmen?
Bei allen Überlegungen sollten Sie Ihre Zielsetzung sowie die Perspektiven geflüchteter Menschen und Betroffener von 
neonazistischer Gewalt im Blick behalten. Es geht bei dieser Form der Dialogveranstaltungen nicht um eine „Heilung“ der 
Gesellschaft, sondern um die Entwicklung von Perspektiven für ein friedliches Zusammenleben im Ort.
5 Vgl. Fußnote 1.
So sind derartige Dialogveranstaltungen für den Austausch von Argumenten, für eine Rede und eine Gegenrede, für die 
Bestätigung oder für die Infragestellung von Argumenten ebenso wenig förderlich wie für eine Wissensvermittlung und 
Dekonstruktion von Pauschalargumenten. Daher bilden große Dialogforen eine vergleichsweise günstige Plattform für 
Menschen, die mit festgefügten und eingeübten Positionen zum Beispiel völkisches, rassistisches Denken, ausgrenzen-
de Vorstellungen von Nächstenliebe oder andere menschenverachtende Einstellungen vermitteln wollen. Dagegen ist die 
Hemmschwelle, sich vor vielen Menschen in einen tatsächlichen Dialog zu begeben, zu widersprechen und sich damit 
sichtbar und angreifbar zu machen, sehr hoch. Zudem sorgen die Wortmacht der menschenverachtenden Meinungen und 
die bedrohliche Präsenz rechter Gruppierungen häufig dafür, dass Personen, die andere Werte vertreten, nicht an den 
Veranstaltungen teilnehmen oder aus Angst vor Drohungen oder späteren Anfeindungen und Übergriffen nicht das Wort 
ergreifen. Positionen, die aus der Menschenrechtsperspektive dringend eine Gegenrede bräuchten, bleiben dann oftmals 
ohne Widerspruch – weil die Rahmenbedingungen ihn nicht hergeben. 
So gewinnen rechtspopulistische Gruppen und rassistische Menschen in derartigen Settings an Selbstvertrauen. Sie 
können sich gegenseitig bestärken, ihrem Unmut Luft machen, ihre Parolen einer größeren Öffentlichkeit, zum Beispiel 
tatsächlich am Thema interessierten Zuhörenden, vorstellen.
Das Ziel vieler großer Dialogveranstaltungen war und ist es, in einen echten Dialog mit den Teilnehmenden zu treten. 
Genügt wurde diesem Anspruch jedoch bisher selten. Eher wurde mit dieser Form des Dialogs den Ressentiments der 
Bürger*innen eine Bühne geboten, die deren Haltungen stärkt.
WIE GELINGT IHNEN EINE KOMMUNIKATION ÜBER DIE THEMEN FLUCHT UND ASYL VOR ORT?
Zunächst sollten Sie eine Abkehr von Großveranstaltungen erwägen, da in diesem Setting ein gemeinsamer Austausch 
kaum möglich ist. Empfehlenswert sind kleinteilige und gut moderierte Gesprächskreise. Nutzen Sie zunächst die in Ihrer 
Gemeinde oder Ihrem Verein üblichen und bewährten Formate wie Vereinsversammlungen oder Stammtische in Jugend-
clubs oder von Unternehmer*innen. In Kirchgemeinden können das auch Haus- und Ehepaarkreise etc. sein. Tragen Sie 
politische Themen in diese Runden. Hier kennen sich die Beteiligten untereinander und haben bereits eine Vertrauensbasis 
geschaffen. Haben Sie darüber hinaus das Bedürfnis, mit weiteren Menschen zu reden, den Kreis zu erweitern, dann sollten 
sie sich Zeit für die Vorbereitung nehmen. 
VORBEREITUNG
Es ist lobenswert, miteinander in den Dialog treten zu wollen. Doch das stellt für sich alleine noch kein sinnstiftendes Ziel 
dar. Welches Ziel Sie mit der Veranstaltung verfolgen wollen, sollte daher die erste Frage sein, über die Sie sich in der 
Vorbereitung gemeinsam Gedanken machen. Mögliche Ziele könnten sein: Wissen zu den Themen Flucht und Asyl, zu ge-
setzlichen Grundlagen, zu Fluchtursachen und zur Lebenssituation geflüchteter Menschen zu vermitteln, Mitstreiter*innen 
für die Flüchtlingshilfe zu gewinnen, Verunsicherte anzusprechen und/oder Perspektiven für das Zusammenleben altein-
gesessener und zugewanderter Menschen im Ort zu entwickeln.
Wenn Sie sich gemeinsam über das Ziel der Veranstaltung verständigen, werden sie unweigerlich zu der Frage einer eige-
nen menschenrechtsorientierten Haltung kommen und den damit verbundenen Konsequenzen für Ihr Handeln. 
Daneben brauchen Sie für die Veranstaltung eine starke Moderation, sowie mindestens eine*n Expert*in, die/der auf Wor-
tergreifungen inhaltlich reagieren kann und argumentativ und rhetorisch gut gerüstet ist.
Im Weiteren sollten Sie folgende Fragen klären:
• Wen möchten Sie erreichen (Zielgruppen)?
• Welche Hintergrundinformationen benötigen Sie?
• Wer kann Sie unterstützen (Mitveranstalter*innen, Moderation, etc.)?
• Wer berät Sie während der Vorbereitung? 
• Wer stellt den Raum zur Verfügung (Hausrecht)?
• Möchten Sie, dass fotografiert, gefilmt oder mitgeschnitten wird? Und wenn ja, von wem?
Besonderes Augenmerk ist auf das Einbeziehen von gesellschaftlich marginalisierten Gruppen, wie geflüchtete Men-
schen, andere Migrant*innen, nichtrechte Jugendliche, Betroffene neonazistischer oder rassistischer Gewalt etc. zu legen. 
Wie kann eine Dialogform geschaffen werden, die ihre Perspektiven einbezieht und sie auf Augenhöhe einbindet? Welche 
Möglichkeiten für einen gewaltfreien Dialog gibt es?
Die Erfahrungen von geflüchteten Menschen, die von Rassismus oder anderen Formen menschenverachtender Diskrimi-
nierung betroffen sind, müssen in der öffentlichen Wahrnehmung Raum bekommen. Dafür ist es entscheidend, mit den 
betroffenen Personen selbst und mit der Unterstützung von Beratungsstellen Formate zu entwickeln, die der Situation 
dieser Menschen Rechnung tragen und für sie weder zu unangenehmen noch zu verletzenden oder gar traumatischen 
Erlebnissen führen, in dem sie zum Beispiel neuen verbalen oder körperlichen Angriffe ausgesetzt sind.
56
O-TON VON EINER KLEINTEILIGEN DIALOGVERANSTALTUNG MIT KLAREN RAHMEN-
BEDINGUNGEN
Unser „Miteinander reden in …“ verlief sehr gut. Die gewählte Struktur hat Transparenz und Vertrauen geschaffen und den 
Dialog gefördert. Wir waren alle sehr erleichtert.
Insgesamt hatten wir ein sehr durchmischtes Publikum von 50 Personen. Darunter waren sowohl Mitglieder als auch 
Nicht-Mitglieder der Gemeinde, Unterstützer*innen als auch Gegner*innen von Pegida. Zunächst hatten wir als Veranstal-
ter*innen – nach einer einführenden Orientierung – die Besucher*innen gebeten, in Zweiergesprächen mitzuteilen, was sie 
sich bezüglich des Themas und des Abends wünschen. Tatsächlich folgten die meisten unserer anschließenden „Auffor-
derung“, sich eine*n völlig unbekannte*n Gesprächspartner*in zu suchen. Kaum war dann das Signal für den Start in die 
Dialoge gegeben, gingen die Gespräche los. Der Redebedarf war enorm. Jede*r Partner*in hatte fünf Minuten Zeit, seine/
ihre Bedürfnisse zu äußern. 
Anschließend ging  es in die Gruppengespräche zum Thema:
„Mein Freund geht (nicht) zu Pegida. Können wir noch Freunde sein?“
• Wo begegnet mir das Thema?
• Wie erlebe ich das?
• Was wünsche ich mir für das Zusammenleben in meinem Umfeld?
Jede Gruppe hatte maximal acht Gesprächspartner*innen und eine/n Moderator/in vom Kernteam, der/die auf die Einhal-
tung der Gesprächsregeln auf die gleichmäßige Verteilung der Redebeiträge achtete. Außerdem waren die Moderator*in-
nen dafür verantwortlich, die „Erkenntnisse“ zusammenzutragen, um sie anschließend im gemeinsamen Plenum zu clus-
tern und „auszuwerten“. Wir als Hauptmoderator*innen beteiligten uns nicht an den Gruppengesprächen, da wir davon 
ausgingen, dass wir so eine maximale Transparenz erzeugen können. 
Die Resonanz aus den Gruppen war: Sehr gut, dass wir im Gespräch sind; viel zu wenig Zeit; sehr konstruktive Gesprächsat-
mosphäre; unbedingt wiederholen. Es gab dennoch einzelne „Störversuche“, bei denen die Agenda geändert werden sollte 
oder Scheindiskussionen angefangen wurden. Diese Wortmeldungen konnten allerdings gut bearbeitet und aufgefangen 
werden.
Wünsche an politisch Verantwortliche und nach Aufklärung und Transparenz wurden geäußert. Aber auch Wünsche anein-
ander bezüglich einer Gesprächskultur und des Interesses füreinander und für das Umfeld waren weitere Ergebnisse des 
Abends. 
Das Vorbereitungsteam wertete die Veranstaltung aus und legte das nächste Thema fest. Der Folgetermin steht bereits fest. 
Wir werden noch eine Auswertung im Vorbereitungsteam machen.
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